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Schwerpunkt: Milchstreik
Der Handel hat den Milchpreis zu Lasten der 
Bauern gedrückt. Die Molkereien argumentie-
ren mit einem Überangebot am Markt. Den 
Bauern reicht's. Sie lassen die Milchlaster nicht 
mehr auf den Hof. Seite 12-14

Blauzunge
Das tropische Virus infiziert Schafe und Rinder. 
Die vom Landwirtschaftsministerium verord-
nete flächendeckende Impfaktion ist heftig 
umstritten, denn viele Tiere haben sich schon 
auf natürlichem Weg immunisiert. Seite 7

Saatgut
Im Sommer könnte es eine Regelung für den 
Umgang mit Erhaltungssorten geben. Initiati-
ven und Züchter kämen aus der juristischen 
Grauzone, aber der bürokratische Aufwand ist 
enorm. Seite 15
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Weitere Themen
Aus Stall, Feld und Umfeld bei Volker Block und Jörn Manke, Seite 
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staltungen, Kontakte, Seite 22-23

Soll ein deutscher Landwirt auf seinen Felder Raps, Zucker oder Mais für die 
Energiegewinnung produzieren oder müsste er nicht angesichts der weltweiten 

Ernährungskrise verstärkt Grundnahrungsmittel anbauen? Viele, die sich heute 
diese Frage stellen, sorgen sich um den weltweiten Hunger und stellen kritische 
Fragen an die heimische Landwirtschaft.  Zunächst stimmt es ja. Natürlich stellen 
Energiepflanzen eine Konkurrenz zur Nahrungsmittelproduktion dar: was die Bo-
dennutzung und die Verwendung von Produktionsmitteln, vor allem von Wasser 
angeht. Doch nur ein kleiner Teil davon wird aus europäischer Produktion sein, 
viel wird importiert werden. Die Folgen dieses Booms können für die Ernährungs-
sicherheit in Entwicklungsländern gravierend sein. Wertvolle Flächen für den An-
bau von Nahrungsmitteln werden dort womöglich in industriell bewirtschaftete 
Plantagen umgewandelt und Bauernfamilien von ihrem Land vertrieben. Mit stei-
gender Nachfrage auf dem Weltmarkt, klettern die Preise auch für Nahrungsmittel 
und treffen vor allem die ärmsten Länder, die in ihrer Versorgung auf Importe 
angewiesen sind – und dort vor allem diejenigen, die jetzt schon an Mangel- und 
Unterernährung leiden.  Andererseits wird aber kein Mensch im Süden mehr zu 
essen haben, wenn in Europa mehr Nahrungsmittel produziert werden. Es gibt 

keinen Mangel an Nahrungs-
mitteln. Die Weltgetreidepro-
duktion ist im vergangenen Jahr 
um fast 5 Prozent ausgeweitet 
worden. Die doppelte Weltbe-
völkerung – also 12 Milliarden 
Menschen – könnten davon satt 

werden. Hunger ist nicht eine Folge mangelnder Nahrungsmittel, 
sondern des mangelnden Zugangs zu diesen Nahrungsmitteln.  
Weder Europa noch die USA sind aufgefordert, die Welt zu füttern. 
Vielmehr haben wir in der Vergangenheit beobachten müssen, wie 

das bei uns zuviel Produzierte die Märkte in Afrika, Asien und Lateinamerika 
überschwemmte und dort einheimische Bauern vom Markt verdrängte. Zwar ist 
die Zeit der großen Milchseen, der Getreideberge und überschüssigen Fleischmas-
sen vorbei, doch bedienen wir uns noch immer der Exporterstattungen, um schnell 
Luft zu schaffen für überschüssiges Schweinefleisch, für Butter oder Zucker. Au-
ßerdem fordert die EU im Chor der Welthandelsorganisation die Senkung der Zölle 
auch im Agrarsektor und nimmt Entwicklungsländern damit das einzige Instru-
ment, sich gegen Billigkonkurrenz zu schützen.
Was Bauern benötigen – hier wie in den Ländern des Südens – sind verläss-
liche Planungsgrundlagen und faire Preise. Das gilt für Energiepflanzen wie 
für klassische Agrarprodukte, wie die aktuelle Auseinandersetzung um den 
Milchpreis verdeutlicht.  Mit der Vernichtung der eigenen Arbeit greifen die 
Bauern zu ihrem stärksten Druckmittel im Kampf um faire Preise.
Eine grundsätzliche Neuorientierung der globalen Agrarpolitik ist notwendig, um 
einerseits den aktuellen weltweiten Herausforderungen, andererseits der sozialen 
und ökologischen Kahlschlagspolitik bei uns zu begegnen. Nach Aussage der 400 
Wissenschaftler des Weltagrarrats muss man sich verstärkt den multifunktionalen, 
kleinbäuerlichen Betrieben zuwenden und eine Neuorientierung auf nachhaltige 
Produktionssysteme anstoßen. Dieser Ansatz des Weltagrarrats deckt sich weitge-
hend mit den Erfahrungen von „Brot für die Welt“ und seinen Partnerorganisati-
onen, die schon seit langem eine nachhaltige und standortgerechte Landwirtschaft 
unterstützen und darüber hinaus Agrar- und Handelsbedingungen einfordern, die 
die Bauern in Nord und Süd nicht noch weiter an den Rand drängen, sondern 
fördern und ihnen eine auch finanziell nachhaltige Zukunftsperspektive eröffnen. 
Unter dieser Prämisse stellt sich auch die Eingangsfrage anders. Welche Nahrungs-
mittel wünschen sich deutsche Verbraucher von den Landwirten in der Region, in 
welcher Qualität, mit welchen zusätzlichen Leistungen – und zu welchem Preis. 
Der Anbau von Energiepflanzen kann für Landwirte – hier und unter Umständen 
auch in Entwicklungsländern – eine gute Ergänzung zu anderen Betriebszweigen 
sein, muss aber umfassenden sozialen und ökologischen Kriterien genügen. Diese 
Nachhaltigkeitsbewertung muss erst noch entwickelt und in der politischen Praxis 
getestet werden. Einfache Antworten gibt es hier sicherlich nicht.

Carolin Callenius, Koordinatorin der Kampagne 
„Niemand isst für sich allein“ von „Brot für die Welt“

Mehr Informationen zur Kampagne unter: 
www.brot-fuer-die-welt.de/ernaehrung

Faire 
Welt?
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Verzögerung
Um die ersten Reaktionen und Entwicklungen des Milchstreiks noch aufnehmen zu 
können, hat sich die Fertigstellung der Zeitung um wenige Tage verzögert. Wir bitten 
um Ihr Verständnis. Die Redaktion
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Abends am Pfingstsonntag wird der 
Hof von Bauer Bernd Schmitz im 

Hanftal plötzlich in rege Aktivität ver-
setzt. Neben den 30 Eltern mit Kindern, 
die den Pfingstbaum bewachen und un-
terhalb des Kuhstalls zelten, werden 
jetzt auch noch Transparente und Ban-
ner gegen Gentechnik und für bäuer-
liche Landwirtschaft zusammenge-
baut.
Am nächsten Tag ist in Bonn eine große 
Treckerdemo für bäuerliche Landwirt-
schaft, Biodiversität und gegen Gen-
technik geplant. Zum Glück war das 
Wetter in der vergangenen Woche gut, 
so dass das Gras gemäht und das Silo 
schon abgedeckt ist. Zeit für eine kurze 
Erholungspause bleib dennoch nicht.  
Aus Dachlatten und Transparenten 
werden Schilder für die Frontlader ge-
baut. Dann noch ein schneller Praxis-
test, ob die Konstruktion auch beim 
Fahren hält.
Am nächsten Morgen machen sich die 
Traktoren auf den Weg nach Bonn. 30 
Kilometer über von Bäumen beschat-
tete Straßen in der Morgensonne. Der 
Rhein wird auf der Fähre überquert. 
Ein Schiff voller Trecker. Auf der ande-
ren Seiten wartet man schon. Der erste 
Trupp steht schon gespannt auf dem 
Parkplatz der Bundesanstalt für Ernäh-
rung und Landwirtschaft. Die anwe-
senden Polizisten mit ihren Motorrä-
dern geben sich locker und sind doch 
überrascht wegen der vielen Traktoren. 

So richtig geglaubt hatten sie der An-
kündigung von 20 Schleppern wohl 
nicht.
Während die Traktoren mit Transpa-
renten geschmückt wurden sammelten 
sich in der Rheinaue die ersten Demon-
stranten. Schon seit den frühen Morgen-

Falle gentechnischer Verunreinigungen 
zu diskutieren. Die Bauern, die mit ih-
rem Handeln und ihren unterschied-
lichen Wirtschaftsweisen weltweit die 
Vielfalt der Sorten und Kulturen erhal-
ten und die Hauptbetroffenen gentech-
nischer Verunreinigung sind, waren 

vielen verschiedenen Ländern. Unter 
anderem berichtete IbolyaTamás és 
Gedo aus Ungarn von der Bedrohung 
der Saatgutvielfalt durch die immer 
weiter zunehmende Konzentration am 
Saatgutmarkt. Percy Schmeiser, Bauer 
aus Kanada, berichtete von seinem 
Kampf gegen Monsanto, Vandana 
Shiva, Saatgutaktivistin aus Indien, be-
schwor die Zuhörer die Wurzeln der 
bäuerlichen Landwirtschaft zu bewah-
ren und sie nicht den Gentechnikkon-
zernen zu opfern. Friedrich Wilhelm 
Graefe zu Baringdorf, Vorsitzender der 
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Land-
wirtschaft und Europaabgeordneter, 
schlug den Bogen von Landwirtschaft 
hin zu den Rohstoffpreisen. Das Motto 
„Bleibt auf dem Lande und wehret 
Euch täglich“ sei für die bäuerlich wirt-
schaftenden Betriebe jeden Tag aktuell. 
Die anwesenden Verbraucher fragte der 
Europaabgeordnete, ob auch sie bereit 
seien, Seite an Seite mit den Landwirten 
für faire Preise und gesunde Lebensmit-
tel zu kämpfen, auch wenn das höhere 
Lebensmittelpreise zur Folge habe.
Nach der Abschlusskundgebung in den 
Rheinauen begann das Vielfaltsfestival. 
Neben Musik und Tanz auf der Bühne 
gab es eine bunte Vielfalt an Ständen, 
bei denen vom Blumentopf bis zum 
Gentest fast alles zu bekommen oder 
einfach nur zu beschauen war.
 mn

Mit dem Schlepper zur Demo
Zwischen Silo machen und Kühemelken noch schnell gegen Gentechnik demonstrieren

Perfekt organisiert. Bauern mit ihren Treckern in Bonn. Foto: Nürnberger

stunden waren freiwillige Helfer damit 
beschäftigt gewesen, eine Bühne und 
Stände für die Demo und das anschlie-
ßende Festival aufzubauen. Nur wenige 
Querstaßen entfernt liegt das Maritim-
hotel, in dem vom 12. bis 30. Mai die 
Internationalen Vertreter tagten, um 
über Biodiversität und die Haftung im 

nicht vertreten. Mit dem Demonstrati-
onszug direkt vor den Toren des Ta-
gungsorts sollte dennoch sicher gestellt 
werden, dass ihre Belange und die der 
Verbraucher gehört werden.
Auf den Kundgebungen an den ver-
schiedenen Stationen des Demonstrati-
onszugs sprachen Bauernvertreter aus 

Ich bin heute hier, weil ich meine Vor-
stellung von Landwirtschaft zuneh-

mend in Gefahr sehe.
Ich sehe mich nicht als Rohstoffliefe-
rantin, sondern als Produzentin wich-
tiger Lebensmittel. Ich muss meine Ar-
beit mit meinem Gewissen vereinbaren 
können, aber ich muss auch davon le-
ben können. Mit der Einführung der 
Agrogentechnik und dem neuerlichen 
Preisverfall bei Milch ist beides in Ge-
fahr. Ich mache meine Arbeit gerne, 
melke morgens und abends meine 
Kühe, versuche, Milch bester Qualität 
zu erzeugen. Ich muss strenge Auflagen 
einhalten: Meine Eltern sind eigentlich 
im Rentenalter und arbeiten trotzdem 
jeden Tag im Betrieb mit. 
Und jetzt wollen uns der Handel und 

die Molkereien wieder niedrigere Preise 
diktieren. Bis zum letzten Jahr war es 
so, dass die Lebensmittelkonzerne den 
Preis für die Milchprodukte vorgegeben 
haben. Die Molkereien waren sich nie 
einig und haben sich gegeneinander 
ausspielen lassen. Irgendeine Molkerei 
hat dann als erste den Preis akzeptiert. 
Den Bauern blieb dann nur das an 
Milchgeld übrig, was die Molkerei 
nach Abzug ihrer Kosten ihnen übrig-
ließ. Immer wurde uns Bauern gesagt: 
Ihr müsst billiger produzieren, und ihr 
müsst mehr produzieren. Es wurde in-
vestiert und Geld ausgegeben, das noch 
gar nicht verdient war. Und um die lau-
fenden Kredite zu bezahlen, haben 
Viele noch weiter aufgestockt und sich 
noch mehr Arbeit aufgebürdet – ich 

kenne keinen, der weniger als zwölf 
Stunden am Tag arbeitet. 
Wenn ich dann sehe, dass z.B. mit eu-
ropäischem Milchpulver Märkte in an-
deren Teilen der Welt zerstört werden, 
zweifle ich sehr an der Richtigkeit der 
bisherigen Logik. Da werde ich echt 
wütend!  Ich melke doch nicht, damit 
mit Subventionen verbilligtes Milchpul-
ver woanders Milchbauern in den 
Bankrott treibt!!
Wir müssen es schaffen, dass nur soviel 
produziert wie verbraucht wird. Dann 
können wir auch Preise erzielen, die die 
Kosten decken. Dass das nicht im Inter-
esse der Politik ist, sieht man daran, 
dass die EU Kommission die Milchquo-
ten in diesem Jahr um 2,5 Prozent an-
gehoben hat, damit wieder mehr Milch 
auf dem Markt ist und die Preise wie-
der unter Druck geraten. 
Auch bei der Einführung der Agro-
Gentechnik sehe ich keine Vorteile für 
uns Bauern. Der überwiegende Teil der 
Verbraucher will sie nicht, die Bauern 
wollen sie nicht – und trotzdem wird 

der Druck immer größer. Die Politik, 
für die eigentlich der Schutz des Ver-
brauchers und der Umwelt an erster 
Stelle stehen sollte, macht sich zum 
Handlanger der Gentech-Industrie.
Wir Bauern sollen das Risiko überneh-
men, für Schäden haften und dann auch 
noch Patentgebühren für den ganzen 
Mist bezahlen –  nein, Danke!!
Wenn sich jemand Vorteile davon ver-
spricht, soll er dafür sorgen, dass die 
anderen Flächen nicht verunreinigt 
werden, und die Kosten dafür auch sel-
ber tragen. Es kann nicht sein, dass ich, 
wenn ich gentechnikfrei bleiben will, 
den zusätzlichen Aufwand und die Kos-
ten tragen soll, z. B. während der Ernte.  
Ich will auch in Zukunft gentechnikfrei 
wirtschaften können.

Die Rede wurde von Dorothee Lin-
denkamp bei der von der AbL organi-

sierten Treckerdemo anlässlich der 
Biodiversitätskonferenz in Bonn 

gehalten.

„Da werde ich echt wütend!“
Dorothee Lindenkamp, Milchbäuerin vom Niederrhein, über die Vor-
stellungen und Ziele einer bäuerlichen Landwirtschaft, angepasste 

Produktionsmengen und eine klare Absage an die Gentechnik



Kritik am Pestizideinsatz wegen Bienensterben
Seit Ende April 2008 kommt es entlang der Rheinebene zu einem Mas-
sensterben von Honigbienen. Der Abriebstaub von unsachgemäß 
gebeiztem Maissaatgut durch das Präpart Poncho Pro des Herstellers 
Bayer CropScience wurde als wahrscheinliche Hauptursache identifi-
ziert. Der Einsatz von behandeltem Saatgut in der betroffenen Region 
sei wegen des als Quarantäneschädling eingestuften Maiswurzelboh-
rers verpflichtend vorgeschrieben gewesen. Der baden-württember-
gische Landwirtschaftsminister Peter Hauk will den betroffenen 
Imkern jetzt schnelle Hilfe zukommen lassen. Bayer CropScience 
kündigte ebenfalls Unterstützung an. Über das Landwirtschaftsminis-
terium würden den Imkern finanzielle Mittel bereitgestellt, um insbe-
sondere betriebsbedrohende Situationen zu vermeiden. Dr. Bernd 
Murschel, agrarpolitischer Sprecher der Landtagsgrüne,n kritisierte die 
Landwirtschaftspolitik in Baden-Württemberg. Immer wieder falle auf, 
dass Agrarminister Hauk nicht die Interessen der Landwirte und der 
Verbraucher im Auge habe, sondern enge Beziehungen zu den Agro-
konzernen pflege. Statt, wie in Frankreich geschehen, das Verbot des 
verdächtigen Pflanzenschutzmittels zu fordern und eine umweltge-
rechte Landwirtschaftsform zu unterstützen, biete Hauk den existenz-
bedrohten Imkern zinslose Darlehen an. „Wer den Imkern wirklich hel-
fen will, der muss sich für den Verzicht von Pestiziden einsetzen und für 
die genfreie Produktion stark machen.“ Schädlinge bei Mais würden 
nur bei Monokultur vermehrt auftreten, eine vielfältige Fruchtfolge ver-
meide solche Probleme und fördere die Artenvielfalt. mh

Gabriel entschärft Umweltgesetzbuch
Noch bevor ihm im Kabinett der Koalitionspartner das Projekt zer-
pflückt, hat Bundesumweltminster Sigmar Gabriel (SPD) einen neuen 
Referentenentwurf zum Umweltgesetzbuch vorgelegt. Damit geht er 
auf die landwirtschaftlichen Vertreter von CDU und CSU zu, die sich 
massiv gegen stärkere Einschränkungen der Landwirtschaft durch das 
lang geplante Umweltprojekt wehren und im Gegenteil eher Aufwei-
chungen gegenüber dem geltenden Recht wollen. Besonders strittig 
ist die sogenannte Eingriffsregelung, bei der es um eine Kompensa-
tion von Umwelteingriffen geht. Hier bleibt der neue Entwurf aller-
dings flexibel und will über Verordnungen regeln, welche Kompensa-
tionsmöglichkeiten angewandt werden können. Damit bleibt auch der 
von Naturschutzverbänden als „Ablasshandel" kritisierte Vorschlag 
eines finanziellen Ausgleichs auf der Tagesordnung. Aber es gibt auch 
noch andere Ideen: Niedersachsens Landwirtschaftsminister Heiner 
Ehlen (CDU) hat den ökologischen Landbau als Kompensationsmaß-
nahme ins Gespräch gebracht. cs

Transparenz bei Exporterstattungen
Das Verwaltungsgericht in Hamburg hat entschieden, dass das 
Hauptzollamt in Hamburg als zuständige Bundesbehörde Empfän-
ger von Agrarexportsubventionen offen legen muss. Die Umwelt-
schutzorganisation Greenpeace hatte auf Grundlage des Umweltin-
formationsgesetzes geklagt. Das System der Ausfuhrerstattungen 
sei eine Maßnahme, die sich auf Umweltbestandteile auswirken 
könne, argumentierte das Gericht. Der jeweilige, nicht weiter auf-
geschlüsselte Gesamtbetrag an Ausfuhrerstattungen stelle kein 
schützenswertes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis des exportie-
renden Unternehmens dar. Eine Revision vor dem Bundesverwal-
tungsgericht sei möglich. Manfred Redelfs, Leiter der Greenpeace-
Recherche, begrüßte das Urteil als längst überfällig. „Wer öffent-
liche Gelder in Millionenhöhe in Anspruch nimmt, muss sich auch 
die Transparenz gefallen lassen“, so Redelfs. cs

Keine Einigung beim Pflanzenschutz
Im Juni haben die EU-Agrarminister aufgrund der Sommerpause und 
den späteren Parlamentsneuwahlen die vorerst letzte Chance auf eine 
baldige Umsetzung einer neuen EU-Regelung zu Pflanzenschutzmitteln. 
Bislang scheiterten die Verhandlungen unter anderem daran, dass sich 
die Minister nicht auf das von der Kommission vorgeschlagene kom-
plette Verbot krebserregender, hormonell wirkender und die Fortpflan-
zung schädigender Substanzen einigen konnten. Auf Anregung von 
Bundeslandwirtschaftsminister Horst Seehofer (CSU) schien kurzzeitig 
eine Einigung auf Grenzwerte für diese Stoffe ein Kompromiss darzu-
stellen, der dann aber auch scheiterte. Unterdessen macht die Lobby der 
Pflanzenschutzmittelhersteller weiter Front gegen eine strenge Rege-
lung. Europa könne sich nicht den Luxus leisten, Pflanzenschutzmittel 
auf der Grundlage einer idealisierten Vorstellung der Landwirtschaft zu 
verbieten, sagte der Generaldirektor der Europäischen Vereinigung der 
Pflanzenschutzmittelhersteller, Friedhelm Schmider. cs

In einem zentralen Punkt bleibt die Kom-
mission weit hinter ihren eigenen An-

kündigungen zur Korrektur der Agrarpo-
litik zurück. Im November hatte sie eine 
Staffelung der Prämien um 10 % oberhalb 
von 100.000 Euro, um 25 % über 200.000 
Euro und um 45 % oberhalb von 300.000 
Euro vorgeschlagen. Zusammen mit der 
Erhöhung der Modulation auf 13 % war 
das ein Abzug bei den Spitzenempfängern 
von 58 %. Geblieben sind die 13 % Mo-
dulation für alle, aber aus 10, 25, 45 % 
sind 3, 6, 9 % geworden. Der Berg hat 
gekreist und eine Maus geboren. 

gionen geben. Nur so lassen sich auch die 
Unterschiede zwischen den Großbetrieben 
erfassen. Warum stellt sich die Kommis-
sion nicht an die Seite des Parlaments und 
nimmt die Auseinandersetzung mit den 
Agrarministern auf? Worüber aber will sie 
jetzt noch verhandeln? Die Lobby der ra-
tionalisierten Großbetriebe gibt auch jetzt 
nicht klein bei. Ihr geht es ums Prinzip, 
jedwede Staffelung zu verhindern, mit Rü-
ckendeckung der Bundesregierung. Offen-
bar zieht die Kommission es vor, die 
Agrarpolitik weiterhin allein mit den 
Agrarministern auszukungeln – um das 
EU-Parlament auch dann noch außen vor 
zu lassen, wenn es ab dem kommenden 
Jahr endlich das Recht zur Mitentschei-
dung im Agrarbereich bekommt.
Im Milchbereich hält die Kommission an 
ihrem Irrweg in Richtung exportorien-
tierter Milchproduktion unbeirrt fest. In-
dem sie die Milchquoten bis 2013 um wei-
tere 5 % erhöhen will, will sie der Milch-
industrie nicht nur mehr Milch für den 
Export verschaffen, sondern gezielt den 
Erzeugerpreis weiter nach unten drücken. 
Auch hier ist der Milchstreik von existen-
zieller Bedeutung: Nach diesem Streik wird 
sich diese Ausrichtung der Milchmarktpo-
litik nicht halten lassen. Minister Seehofer 
hat „Verständnis für die Milchbauern“ ge-
äußert. Das ist nett, aber dürftig. Die Milch-
bauern führen einen Existenzkampf! Da ist 
es seine Aufgabe, eine politische Strategie 
zu entwickeln, die bäuerliche Milchwirt-
schaft zu sichern, und die entsprechenden 
Maßnahmen in Brüssel durchzusetzen. Bis-
her hat er auf das Pferd des Bauernverbands 
gesetzt, der nach Geld für „Begleitmaßnah-
men“ ruft, mit dem – als eine Art vorweg-
genommenes Entschuldungsprogramm – 
Verluste aus dem Quotenausstieg aufgefan-
gen werden sollen. Der Steuerzahler soll 
zahlen – wieder für Exporterstattungen und 
für Maßnahmen, die der Exportindustrie 
den Milcheinkauf verbilligen sollen. Das 
wollen die Milchbauern nicht, das will die 
Gesellschaft nicht. 
Mit dem Milchstreik des BDM ist die 
agrarpolitische Situation eine völlig andere 
– nicht nur innerhalb Deutschlands. Nach 
diesem Streik werden die Vorschläge der 
Kommission anders diskutiert, das ist si-
cher. Deshalb haben wir Bauern und Bäu-
erinnen im Bündnis mit den Verbänden 
aus Umwelt, Entwicklungspolitik, Ver-
braucherschutz und Tierschutz allen 
Grund, uns diese Verschreibung einer 
falschen Therapie für die Agrarpolitik 
nicht bieten zu lassen. 

Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf, 
AbL-Bundesvorsitzender, Stellvertreten-

der Vorsitzender des Agrarausschusses 
im Europäischen Parlament

Falsche Therapie
Bewertung der neuen Vorschläge der EU-Kommission zur EU-Agrarpolitik
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Der Vorschlag vom November muss doch 
Ergebnis von Berechnungen der Kommis-
sion gewesen sein über die Wettbewerbs-
verzerrungen, die die bisherige Gestaltung 
der Zahlungen zulasten bäuerlicher Be-
triebe bewirken. Dieser Vorschlag der 
Kommission deckte sich weitgehend mit 
den Berechnungen der AbL. Wenn diese 
Berechnungen im November richtig wa-
ren, sind die neuen Vorschläge Willkür. Es 
ist vollkommen unverständlich, wie aus 
58 % plötzlich 22 % werden. Die kleine 
Staffelung ist ein Einstieg, ein Andeuten 
der Notwendigkeit, aber sie reicht nicht, 
um die Verzerrungen aufzuheben. Die ge-
sellschaftliche Kritik wird bleiben. Ratio-
nalisierte flächenstarke Ackerbaubetriebe, 
die heute umgerechnet bis zu 120.000 
Euro pro Arbeitskraft erhalten, liegen 
dann immer noch bei knapp 100.000 Euro 
je Arbeitskraft, während bäuerliche Be-
triebe weniger als ein Zehntel davon be-
kommen. Dabei hatte das EU-Parlament 
den November-Vorschlag aufgegriffen und 
weiter entwickelt, indem wiederum die 
Forderung der AbL nach einer Feinjustie-
rung der Staffelung aufgenommen worden 
ist: Die von der Staffelung betroffenen Be-
triebe sollten (einen Teil) ihre tatsäch-
lichen, sozialversicherten Lohnkosten an-
rechnen können, damit die Staffelung ge-
nau die Betriebe ausnimmt, die vielen 
Menschen Arbeit und Einkommen geben 
und damit einen wichtigen Beitrag zur 
Wirtschaftsentwicklung in schwierigen Re-

Der Autor bei der Auftaktveranstaltung zum 
Milchstreik in München Foto: Jasper



(siehe S. 12-14). Für die Kommission 
dagegen ist das eine gewünschte Wir-
kung sie hat diesen Vorschlag, wie auch 
die endgültige Abschaffung der Flä-
chenstilllegung, als Teil eines Maßnah-
men-Pakets gegen „weltweit steigende 
Lebensmittelpreise“ vorgestellt.
Die EU-Kommission geht selbst davon 
aus, dass die Quotenausdehnung zu 
Übermengen bei Butter führen wird 
und kündigt „begrenzte zusätzliche 
Ausgaben für Butterausfuhren“ an. Das 
bedeutet ein Wiedereinsetzen der Ex-
portsubventionen für Milchprodukte.
 
Geld für Wachstum
Während der BDM, die AbL und das 
European Milk Board die Quotenerhö-
hung ablehnen, stellen sich Bundesmi-
nister Seehofer und der Deutsche Bau-
ernverband (DBV) nicht gegen die 
Quotenerhöhung an sich, sondern for-
dern als „Ausgleich“ die Einrichtung 
und Bezahlung von „Begleitmaßnah-
men“. Dazu zählen sie insbesondere 
Investitionsfördermittel für neue Kuh-
ställe und Melkanlagen. Die EU-Kom-
mission schlägt vor, dass die Mitglied-
staaten jeweils selbst entscheiden dür-
fen, Begleitmaßnahmen für Milcher-
zeuger „in wirtschaftlich schwachen 
oder umweltgefährdeten Gebieten“ ein-
zuführen. Das Geld dafür soll der Mit-
gliedstaat durch lineare Kürzung um 
bis zu 10 % der Direktzahlungen aller 
Landwirte des Landes einnehmen (er-

felung von bis zu maximal 9 %, die mit 
der Erhöhung der Modulation verbun-
den werden soll. 
Die heutige Modulation, also die Um-
verteilung von 5 % der Direktzah-
lungen, die 5.000 Euro je Betrieb über-
steigen, hin zu Fördermaßnahmen der 
Ländlichen Entwicklung, soll ab dem 
Jahr 2009 angehoben werden, und 
zwar um jährlich 2 %, bis die Modula-
tion im Jahr 2013 bei 13 % (5 % + 8 
%) liegt. Oberhalb von 100.000 Euro 
soll die Erhöhung stärker ausfallen: zu 
der jährlichen Erhöhung um 2 % kom-
men einmalig (2009) zusätzliche 3 % 
Umverteilung für Beträge zwischen 
100.000 und 200.000 Euro hinzu, 6 % 
zwischen 200.000 und 300.000 Euro 
um 9 % über 300.000 Euro. Im Maxi-
mum steigt die Modulation damit bis 
zum Jahr 2013 auf 22 % für Beträge 
über 300.000 Euro (13 % + 9 %).
Die Kommission geht davon aus, dass 
somit im Jahr 2013 EU-weit insgesamt 
zusätzliche 2 Mrd. Euro bewegt werden, 
für Deutschland geht das Bundesminis-
terium von rund 420 Mio. Euro aus. 
Das zusätzlich bewegte Geld soll zu 100 
% im jeweiligen Mitgliedstaat verblei-
ben und die Programme der Länder zur 
Ländlichen Entwicklung aufstocken, al-
lerdings mit inhaltlichen Vorgaben.

„Neue Herausforderungen“
Die EU-Kommission will die Mittel der 
zusätzlichen Modulation reservieren 

und anderen Mitgliedstaaten – noch 
an die Produktion gekoppelten Zah-
lungen will die Kommission nun 
schrittweise entkoppeln. Das betrifft 
insbesondere die Kulturpflanzen- und 
die Rinderprämien außer der Mutter-
kuhprämie. Ausdrücklich will die 
Kommission Mutterkuh- und Schaf- 
und Ziegenprämien auch weiterhin 
als gekoppelte Zahlungen ermögli-
chen.

Die EU-Kommission will den Druck 
auf die Milchbauern noch erhö-

hen. Zu der gerade erst erfolgten Erhö-
hung der Milchquoten um EU-weit 2 
% im aktuellen Wirtschaftsjahr 
2008/09 sollen schon im kommenden 
Jahr 2009/10 weitere Mengen im Um-
fang von 1 % hinzukommen, gefolgt 
von vier weiteren Schritten um jeweils 
plus 1 % in den Jahren bis 20013/14. 
Dass die im März im Schnelldurchgang 
beschlossene Quotenerhöhung schon 
jetzt dazu beigetragen hat, dass die 
Molkereien von zu viel Milch auf dem 
Markt sprechen und mit dieser Begrün-
dung dem Handel die Milch billiger 
verkaufen, bestärkt die Bauern in ihrer 
Ablehnung der Mengenausdehnung 

Health-Check: Gesetzes-Vorschläge der EU-Kommission 
für Änderungen der EU-Agrarpolitik vorgelegt

weiterter Artikel 69 der alten Verord-
nung, neu: Artikel 68). Das lehnen See-
hofer und DBV bisher ab sie fordern 
die Einrichtung eines neuen „Milch-
fonds“ mit Geldern, die im EU-Agrar-
haushalt nicht ausgegeben werden. Das 
stößt wiederum bei der EU-Kommis-
sion bisher auf taube Ohren.

Kampf um kleine Staffel
Wie schon im März durchgesickert 
war, hat die Kommission ihren Vor-
schlag vom November aufgegeben, bei 
den Direktzahlungen eine Staffelung 
der Direktzahlungen um bis zu 45 % 
für Zahlungen von über 300.000 Euro 
je Betrieb und Jahr einzuführen. Ge-
blieben ist davon nun eine kleine Staf-

für Maßnahmen, die auf „neue Heraus-
forderungen“ reagieren: Klimaschutz, 
Erneuerbare Energien, Wassermanage-
ment und Biologische Vielfalt. Dazu 
schlägt die Kommission eine nicht ab-
schließende Liste von Maßnahmen vor, 
die zum großen Teil heute schon för-
derfähig sind. Darunter sind Agrarum-
weltmaßnahmen ebenso wie die „Mo-
dernisierung landwirtschaftlicher Be-
triebe“ (z. B. Steigerung der Energieef-
fizienz) oder Investitionsförderung für 
Biogasanlagen. Die Länder können die 
Ausgaben, die heute schon in entspre-
chende Maßnahmen fließen, auf die 
von der EU geforderte Summe anrech-
nen und dann einen Teil der zusätz-
lichen Modulation für andere Maßnah-

Intervention durch Kommission
Auch im Bereich der Marktordnungen 
schlägt die Kommission – neben der Aus-
dehnung der Milchquoten – Änderungen 
vor. Die Intervention, also Aufkauf und 
Lagerung durch die EU, soll zum Teil im 
Jahr 2009 ganz gestrichen (Reis, Schwei-
nefleisch), in anderen Bereichen auf Null 
gefahren (Futtergetreide, Hartweizen) und 
für wiederum andere Produkte (Brotge-
treide, Butter bis max. 30.000 t, Mager-
milchpulver mit einer neu eingeführten 
Höchstgrenze von max. 109.000 t) auf ein 
Ausschreibungsverfahren umgestellt wer-
den, das die Kommission auch auf ein-
zelne Regionen begrenzen können will. 
Die EU-Förderung für die private La-
gerhaltung soll für Käse ganz abge-
schafft werden. Bei Butter will die 
Kommission die Gewährung dieser 
Förderung und deren Höhe in ihr eige-
nes Ermessen stellen. Dieses Recht for-
dert sie auch bei der Beihilfe zur Ver-
wendung von Magermilch und -pulver 
als Futtermittel und für die Verarbei-
tung von Magermilch zu Kasein. 

Cross Compliance
Etwas entschlacken will die Kommis-
sion die Anforderungen, die die Bauern 
einhalten müssen, um die Direktzah-
lungen zu erhalten. Aus der Liste ent-
fernt worden sind einige Bestimmungen 
der EU-Vogelschutz- und der FFH-
Richtlinen, die nicht den Landwirt di-
rekt betreffen, z.B. Jagd oder Fang ge-
schützter Tiere. Hinzukommen sollen 
aber u.a. die Verpflichtung zur „Schaf-
fung von Pufferzonen entlang von Was-
serläufen“, was die Kommission als 
eine ökologische Ausgleichsmaß-

nahmen für die Abschaffung der Stillle-
gungspflicht darstellt. 
Erwähnt sei noch, dass die EU-Kommis-
sion Mindestgrenzen je Betrieb, ab denen 
Zahlungsansprüche ausgezahlt werden, 
einführen bzw. erhöhen will. In Deutsch-
land gelten derzeit 100 Euro Mindestbe-
trag, die Kommission fordert 250 Euro 
oder mindestens 1 ha beihilfefähige Flä-
che. Die Bundesregierung begrüßt diese 
höheren Untergrenzen. uj
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Begründung der Staffelung
Die EU-Kommission begründet ihren Vorschlag zur Einführung einer Staffelung der Direktzah-
lungen um bis zu 9 % wie folgt: „Die Aufteilung der direkten Einkommensbeihilfen auf die 
landwirtschaftlichen Betriebsinhaber ist gekennzeichnet durch die Zuteilung eines großen 
Anteils der Zahlungen an eine recht begrenzte Anzahl großer Begünstigter. Es ist klar, dass 
größere Begünstigte nicht dasselbe Niveau an individueller Beihilfe brauchen, damit das Ziel 
der Einkommensbeihilfe wirksam erreicht wird. Außerdem macht ihr Anpassungspotenzial es 
den größeren Begünstigten leichter, mit einem geringeren Niveau an individueller Beihilfe zu 
arbeiten. Deshalb erschient es gerechtfertigt, dass Betriebsinhaber, die einen großen Anteil 
der Beihilfe erhalten, einen besonderen Beitrag zur Finanzierung von Maßnahmen zur Ent-
wicklung des ländlichen Raums leisten, mit denen neuen Herausforderungen begegnet wird.“

Modulation in Ost und West
Direktzahlungen 

2006
Nutzfläche Arbeitskraft-

Einheiten
Euro je AK-

Einheit
Modulation 

2006
Erhöhung Modula-

tion um 8 % für 
alle

Kleine zusätzliche 
Staffelung um 

3/6/9 %

Mio. E Anteil Anteil Anteil Mio. E Mio. E Anteil Mio. E Anteil

Deutschland 5.635 10.078 220 351 67

Neue Länder 3.806 32% 33% 18% 18.180 87 139 40% 65 96%

Alte Länder 1.829 68% 67% 82% 8.300 133 213 61% 3 4%

men einsetzen. Bei den Maßnahmen, 
die auf die neuen Herausforderungen 
reagieren, soll die bisher mögliche För-
derhöhe um 10 % erhöht werden, wo-
mit die Kommission diese 2007 erst 
abgeschaffte „Anreizkomponente“ wie-
derbelebt.

Weitere Entkopplung
Einen großen Teil der bislang – zum 
Teil aufgrund nationaler Entschei-
dungen z.B. in Frankreich, Spanien 



Während die Funktionäre der indus-
triellen Schweinehaltung noch Be-

denken tragen, haben Bäuerinnen und 
Bauern angefangen. Mit der medialen Un-
terstützung durch die nun gestartete soge-
nannte „Ferkelprotest-Kampagne“ des 
deutschen Tierschutzbundes gegen die be-
täubungslose Kastration männlicher Mast-
schweine sind in Niedersachsen die ersten 
Ferkel auf 18 NEULAND-Betrieben mit 
Betäubung kastriert worden. Ohne beson-
dere Vorkommnisse. Klar ist noch Vieles 
offen, beispielsweise ob sich der finanzielle 
Mehraufwand von rund 4 bis 5 Euro pro 
Ferkel erwirtschaften lässt, aber zumindest 
mit dem technischen Teil der Umsetzung 
einer betäubten Ferkelkastration sind die 
Bäuerinnen und Bauern zufrieden. Mehr 
noch, sie empfinden die Narkose als gut in 
die Verfahrensabläufe zu integrierenden 
Arbeitsschritt, geben gleich noch Eisen-
spritzen etc.

„Schnellschuss“
Diese Erfahrungen stehen im Gegensatz zu 
dem, was der Bauernverband und die In-
teressengemeinschaft der Schweinehalter 
Nordwestdeutschland (ISN) als Reaktion 
auf die Auftaktpressekonferenz zur Ferkel-
protest-Kampagne des Tierschutzbundes 
hatten verlauten lassen. Während der Tier-
schutzbund eine Änderung des Tierschutz-

der nur dazu geeignet sei, die europäische 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Schweinehalter weiter zu beeinträchtigen. 
Zudem kritisiert die Organisation auch die 
nun von NEULAND eingesetzte Methode, 
die weder „aus arbeitswirtschaftlichen 
bzw. anwenderschutztechnischen wie auch 
aus Umweltgesichtspunkten eine echte Al-
ternative darstelle.“ 
Auch der Bauernverband übt Kritik an der 
Methode, um zu begründen, warum es 
derzeit keine praxistaugliche Lösung gebe. 
So werde das „toxisch wirkende und folg-
lich in Deutschland nicht zugelassene Be-
täubungsmittel Isofluran“ verwendet. Au-
ßerdem verhindere die Narkose nicht den 
Wundheilschmerz, sie verlängere sogar 
den Stress für das Ferkel. NEULAND-Vor-
stand Jochen Dettmer und der Tierschutz-
bund haben zu den Vorwürfen Stellung 
genommen: Isofluran wirkt nicht toxisch 
und ist als bewährtes Narkosemittel in der 
Humanmedizin und im Heimtierbereich 
zugelassen. Dass es keine Zulassung für 
Ferkel gibt, hat damit zu tun, dass es bis-
her für die Herstellerfirmen finanziell nicht 
attraktiv ist, diese zu beantragen. NEU-
LAND geht derzeit den Weg, den Einsatz 
über eine Ausnahmeregelung zu rechtfer-
tigen. Die Narkose schaltet die Wahrneh-
mung der Ferkel während des operativen 
Eingriffs aus, wirkt aber auch nur für we-

nige Minuten, so dass das Fer-
kel bereits kurz nach der OP 
wieder voll hergestellt ist, da-
mit auch nicht – wie von der 
ISN behauptet – in größerer 
Gefahr als üblich ist, von der 
Muttersau erdrückt zu werden. 
Das zusätzlich gegebene 
Schmerzmittel schaltet dann 
den Wundschmerz aus. Weni-
ger Stress erlebt auch der Bauer, 
der nicht am kreischenden, 
zappelnden Ferkel schneiden 
muss und damit präziser arbei-
ten kann, ebenfalls ein Faktor, 
der sich positiv auf die Wund-
heilung auswirkt. Der Anwen-
derschutz ist über das Absaug- 
und Filtersystem gewährleistet, 
was auch die Freisetzung in die 
Umwelt verhindert. 
Der Bauernverband kommt zu 
dem Schluss, dass das Tier-
schutzgesetz nur geändert wer-
den könne, wenn auch die Vor-
aussetzungen für alternative 
Behandlungsmöglichkeiten pra-

xistauglich vorhanden seien. Und das sei 
ja nun noch nicht der Fall. Zumal auch die 
EU-Arbeitsgruppe PIGCAS zum selben 
Thema erst dieses Jahr mit Ergebnissen 
aufwarten wird und Folgestudien geplant 
sind. So sieht es im wesentlichen auch das 

Bundesministerium für Landwirtschaft, 
Ernährung und Verbraucherschutz.  

Spritze statt Skallpell?
Tierschützer und Tierärzte liebäugeln per-
spektivisch mit der sogenannten Immunoka-
stration, die auf den Hormonhaushalt des 
Tieres Einfluss nimmt und damit den Eberge-
ruch verhindert. Ab nächstes Jahr nämlich 
wird die Zulassung des Mittels der Firma Pfi-
zer für die EU erwartet. Das Präparat, das 
zweimal, einmal am Anfang der Mastperiode 
und einmal 4 bis 6 Wochen vor der Schlach-
tung, gespritzt werden muss, hat eine starke 
Lobby. Seine millionenschwere Hersteller-
firma ist derzeit noch Monopolist auf dem 
Markt. Damit würden sich tausende Bäue-
rinnen und Bauern einmal mehr in die Ab-
hängigkeit eines großen Konzerns begeben. 
Aber auch die Tatsache, dass die Auswir-
kungen auf das spätere Schnitzel noch wenig 
erforscht sind und – vielleicht am wichtigsten 
– die Akzeptanz dieser Schnitzel durch die 
Verbraucher noch mit einem großen Frage-
zeichen versehen ist, sollte nicht außer Acht 
bleiben. Aktuelle Studien in der Schweiz ha-
ben ergeben, dass immunokastrierte Schweine 
dem Verbraucher nur mit einem erheblichen 
Kommunikationsaufwand schmackhaft zu 
machen sind und mit fundamentalen Beden-
ken wie „Eingriff in die Natur“ versehen sind. 
Stattdessen stehen die befragten Schweizer 
der betäubten Kastration positiv gegenüber. 
Nach wie vor überlegen die beiden größten 
Schweizer Handelsketten, Migros und Coop, 
noch, ob sie sich ab 2009, wenn in der 
Schweiz per Tierschutzgesetz die betäubungs-
lose Kastration verboten wird, Fleisch von 
immunokastrierten Tieren in die Regale legen 
oder nicht. Der Schweizer Ökolandbau hat 
sich bereits dagegen entschieden. Auch in 
Deutschland stellt sich natürlich die Frage, 
wie der Ökolandbau reagiert, der, so Felix 
von Löwenstein, Präsident des Bundesver-
bandes der Ökologischen Lebensmittelwirt-
schaft (BÖLW), ja auch schon lange mit Wis-
senschaft und Praxis nach einem Umgang mit 
dem Thema sucht. Derzeit sieht er ob der 
Strukturen und den gesetzlichen Vorgaben 
kaum schnelle Lösungsmöglichkeiten, nichts 
desto trotz begrüßt er die Initiative von NEU-
LAND. „Ich bin dankbar, dass NEULAND 
das jetzt testet und bewertet“, sagt er im Hin-
blick auf die weitere Debatte. In Europa hat 
unter Umständen der Handel die Entschei-
dung noch vor den Gesetzgebern in der Hand. 
Westfleisch hat schon angekündigt, Ferkel für 
Fleisch für den holländischen Markt künftig 
betäubt kastriert aus Holland beziehen zu 
wollen, um sie am Ende als Schnitzel wieder 
zurück zu verkaufen. Da wird dann der eben 
noch so wirtschaftliche schnelle Schnitt der 
ökonomischen Interessenvertreter in Deutsch-
land plötzlich zum Wettbewerbsnachteil.
 cs

Ferkelprotest hier wie dort
Der Tierschutzbund startet Kampagne zur Ferkelkastration, Gegner treten auf den PlanM

Pionierarbeit
Die Pionierarbeit, die die 

NEULAND-Bäuerinnen 
und Bauern mit ihrer 

Umsetzung der Ferkelka-
stration unter Betäubung 

leisten, würdigt die AbL 
als Dachverband von 

NEULAND in einer Presse-
mitteilung. „Die AbL 

nimmt die Zeichen des 
Handels und der Konsu-

menten ernst und will 
berechtigte Anforderun-
gen des Tierschutzes mit 
bäuerlichen Interessen in 
Einklang bringen. Nur so 

lassen sich in Zukunft 
auch kostendeckende, 

faire Erzeugerpreise ein-
fordern. Wir wollen 

Fleisch nicht als billige 
Ramschware sondern als 
hochwertiges Lebensmit-

tel mit gutem Gewissen 
vermarkten“, schreibt 

Bundesgeschäftsführer 
Georg Janßen. DBV und 
ISN werden zum Praxis-
dialog eingeladen. cs

M
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Eins von jährlich 20 Millionen männlichen Ferkeln in Deutschland. Foto: pixelio / Angelika Lutz

gesetzes hinsichtlich des Verbots der Fer-
kelkastration ohne Betäubung fordert und 
Verbraucherinnen und Verbrauchern rät, 
nur noch NEULAND oder gar kein 
Schweinefleisch mehr zu essen, ist für die 
ISN die Kampagne ein „Schnellschuss“, 



Fluch oder Segen?
Der Impfstoff gegen die Blauzungenkranheit ist bei vielen Praktikern heftig umstritten

Seit Mitte Mai werden in ganz Deutsch-
land alle Schafe, Ziegen und Rinder 

gegen das Blauzungenvirus geimpft. Ange-
ordnet hat die Impfung das Ministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (BMELV) in Absprache 
mit den Landesministerien. Der in Deutsch-
land nicht zugelassene Serotyp 8 Impfstoff 
wurde mit dem Erlass 
einer Dringlichkeits-
verordnung durch 
das BMELV in Ver-
kehr gebracht. Pri-
märes Ziel der flä-
chendeckenden Imp-
fung in Deutschland 
sei es, eine weitere 
Ausbreitung der Seuche zu verhindern. Ob 
die Seuche komplett einzudämmen ist 
kann nach Aussage des Friedrich Loeffler 
Instituts (FLI) nicht abgesehen werden.
Im August 2006 tritt die Krankheit zum 
ersten Mal auch in Nordrhein-Westfalen 
auf, bis zum Jahresende werden in 
Deutschland 885 Infektionsfälle vor allem 
in NRW gemeldet. Im Jahr 2007 steigt die 
Zahl auf 20.683 infizierte Tiere an. Zu 
Infektionen kommt es insbesondere in der 
zweiten Jahreshälfe. Neben NRW sind ins-
besondere Rheinlandpfalz, Hessen und 
Niedersachsen betroffen. In der ersten 
Hälfte dieses Jahres sind bereits 1.944 
Fälle (gegenüber 76 Fällen 2007) gemeldet 
worden. Der Erreger der Blauzungen-
krankheit BTV8 trat  2006 nur südlich der 
Sahara sowie in Mittel- und Südamerika 
auf. „Wie der Virus nach Mitteleuropa 
gelangte konnte trotz umfangreicher epi-
demiologischer Untersuchungen nicht ge-
klärt werden“, so das FLI. Überträger der 
nicht ansteckenden, für den Menschen un-
gefährlichen Tierseuche sind bestimmte 
Stechmücken (Gnitzen). Betroffen sind 
Wiederkäuer, vor allem Schafe und Rin-
der. Schafe zeigen unter anderem Symp-
tome wie Fieber, Apathie und Schwel-
lungen sowie eine geschwollene, blau ge-
färbte Zunge. Bei ihnen kann die Infektion 
bis zum Tod führen. Zu den Krankheits-
zeichen bei Rindern gehören unter ande-
rem Lahmheit, Festliegen, Deckunlust, 
Rückgang der Milchleis-
tung, Fieber sowie Stö-
rungen des Allgemeinbe-
findens.
Der  „inaktivierte“ Impf-
stoff, der von den Firmen 
Merial, CZV und Fort 
Dodge hergestellt wird, 
enthält nach Aussage des 
BMELV keine gentechisch 
veränderten Substanzen. „Seine Wirksam-
keit wurde in Versuchen geprüft und nach-
gewiesen“, so Dieter Schillinger von Me-
rial. Trotzdem läuft im Friedrich Löffler 

Institut derzeit eine Feldstudie an ca. 2.000 
Rindern und rund 1.600 Schafen. Anga-
ben zu  Nebenwirkungen und Langzeitfol-
gen des Impfstoffs können aber vor Ab-
schluss der Studie Ende Juni nicht gemacht 
werden. „Es ist mit keinen ungewöhn-
lichen Nebenwirkungen der Impfung zu 
rechnen“, so das BMELV. Wegen der be-

sonderen Bedrohung 
werden die abschließen-
den Ergebnisse der Impf-
studie nicht abgewartet 
und ein Risiko bewusst 
in Kauf genommen.
Für Gyso von Bonin, 
Landwirt aus dem Sau-
erland, kommt der Impf-

stoff für seine 45 Milchkühe zu spät. „Die 
Tiere sind schon auf der Weide und infi-

Für Karin Viestek, Landwirtin aus dem 
Oberbergischen Land in NRW, gibt es keine 
Alternative für ihre 140 Schafe. Sie hat 2007 
ein Viertel ihrer Schafherde durch das Virus 
verloren. „Selbst wenn Impfschäden auftre-
ten, ist das besser als nicht zu impfen.“ Oft 
stünden auftretende Nebenwirkungen im 
Zusammenhang mit dem Stress der Tiere bei 
der Fixierung und den Bedingungen wie 
schlechter Hygiene während der Impfung, so 
auch Tierarzt Dr. Hubert Buer.  Nur etwa 
30 Prozent der Schafe in NRW, Rheinland-
Pfalz und Hessen haben Antikörper gebildet, 
so  Buer. Eine Impfung aller Schafe sei daher 
notwendig und auch rentabel. Serologische 
Blutuntersuchunge hätten dagegen gezeigt, 
das über 80 Prozent der Rinder im Ber-
gischen Land schon Antikörper gebildet hät-
ten und somit vor dem Virus vorerst ge-

M M
 Die meisten Tiere waren 
schon infiziert und haben 

Antikörper gebildet.

M M

ziert.“ Er spricht sich gegen eine erzwun-
gene Impfung aus. Er befürchtet die Folgen 
einer Impfung schon infizierter Tiere und 
erwartet hohe Zellzahlen, Klauenprobleme 
und Aborte. Der  Nachweis, dass ein Tier 
schon infiziert ist und somit nicht mehr 
geimpft werden muss, ist teuer und auf-

wendig. Auch Ursula Hei-
hoff, Landwirtin aus Thü-
ringen, befürchtet einen 
großen Kosten- und Ar-
beitsaufwand, um ihre 
500 Schafe impfen zu las-
sen. Sie setze auf eine na-
türliche Immunisierung 
und ein biologisches Bio-
zid, das die Mücken von 

den Schafen fernhalten soll. Für die Blut-
untersuchung wird eine Gebühr von 18,- 
Euro für das erste Tier und 4,- Euro für 
jedes weitere Tier fällig.

schützt seien. Auf eine Impfung kann ver-
zichtet werden, da die Totenrate bei den 
Rindern im Verhältnis zu ihrer hohen  Infek-
tionsrate gering sei. 
80 Prozent der Tiere in gesamt Deutsch-
land müssen bis zum Abschluss der 
Impfaktion im August geimpft sein, sonst 
wird es keine Kofinanzierung durch die EU 
geben. Kommt ein Landwirt seiner Impf-
pflicht nicht nach, werden Bußgelder ver-
hängt und es kommt zu einer Zwangsimp-
fung durch das Veterinäramt. 
Viele Praktiker kritisieren dieses rigide 
Vorgehen. Die Erfahrungen mit der natür-
lichen Imunisierung der Tiere zeige, dass 
es auch andere Wege als die mit Neben-
wirkungen und Kosten verbundene Imp-
fung gibt. Die Kritiker der Impfung for-
dern daher selbstständig über die Behand-
lung ihrer Tiere entscheiden zu können. 

mh

M M
Bußgelder und 

Zwangsimpfungen 
sollen die Umsetzung 

gewährleisten.

M M

Unzählige, unnötige Spritzen? © BLE / Foto: Thomas Stehpan
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Bauern zahlen 
für Fehlauskunft
Die von der Landwirt-
schaftskammer an zehn 
Bauern gerichteten For-
derungen auf Rückzah-
lung von Rinder-Sonder-
prämien aus den Jahren 
1995 und 1996 wurde 
jetzt vom Lüneburger 
Oberverwaltungsgericht 
bestätigt, so die Lüne-
post. Auf den Quittun-
gen beim Zukauf von 
Kälbern durch die Bauern 
habe der Viehhandel 
damals nur das Zukaufs-
datum und das Alter der 
Kälber in Tagen ver-
merkt, statt der in sehr 
umfangreichen Subventi-
ons-Merkblättern gefor-
derten Angabe von „Tag 
des Zukaufs und Tag der 
Geburt“. Die Kammer 
hatte den Bauern damals 
telefonisch mitgeteilt, 
dass eine dieser Angaben 
reichen würde. Dazu das 
Gericht: „Aus der bloßen 
Untätigkeit einer 
Behörde lassen sich keine 
Rechte ableiten.“ Die 
Klage der Bauern wurde 
somit abgewiesen, die 
bleiben jetzt auch noch 
auf den Anwalts- und 
Gerichtskosten sitzen. 
lp

M



Merkel unterstützt Handel mit Biosprit 
Anlässlich der Unterzeichnung des Abkommen zum Import von Bio-
ethanol aus Lateinamerika durch Bundeskanzlerin Angela Merkel  
und den brasilianischen Präsidenten Lula da Silva demonstrierte am 
18. Mai ein Bündnis internationaler NGOs in Bonn. An zwei Tank-
stellen wurden Kunden vor die Wahl gestellt, Benzin zu tanken 
oder symbolisch Nahrungsmittel entgegen zu nehmen. Unterstützt 
wurden sie vom Aktionsbündnis Gerechter Welthandel, die mit 
großen Puppen für gerechten Handel demonstrierten. 
Hintergrund der Vereinbarung ist ein von Deutschland und Brasilien 
angestrebter erleichterter Handel mit erneuerbaren Energien.  Bei 

den nachwachsenden Roh-
stoffen stehen Handelsfra-
gen,  umweltbezogene und 
soziale Zertifizierung sowie 
die Erzeugung, Nutzung und 
die Nachhaltigkeit von Bio-
kraftstoffen im Mittelpunkt. 
Verabredet wurde aber auch 
die Kooperation bei der 
Kernenergie. Zur gleichen 
Zeit trat die brasilianische 
Umweltministerin und enga-
gierte Urwaldschützerin  
Marina  Silva von ihrem Amt 
aufgrund des steigenden 

Widerstands seitens der Wirtschaft und von Agrarverbänden 
zurück. mh

www.Hofgründer.de
Zwei Drittel aller landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland 
haben keinen Hofnachfolger oder es ist zumindest ungewiss, wer 
den Betrieb einmal weiter machen wird. Auf der anderen Seite gibt 
es zahlreiche junge, ausgebildete Landwirte ohne Hof, die in die 
Landwirtschaft einsteigen wollen. Diese beiden Interessen zusam-
menzubringen und damit zu sichern, dass möglichst viele Höfe wei-
ter bewirtschaftet werden, ist Anliegen einer Initiative der 
Zukunftsstiftung Landwirtschaft in Zusammenarbeit mit der Univer-
sität Kassel. Ab sofort finden Interessierte vielfältige Infos und Kon-
taktmöglichkeiten unter der Homepage www.hofgründer.de. cs

BBV-Rebellen
Schon am 24. April hat sich der bayerische Bauernverband mit den 
Kritikpunkten der Irschenberg-Gruppe beschäftigt. Die BBV-Mit-
glieder werfen ihren Funktionären vor, die Interessen der Bauern 
nicht ausreichend zu vertreten. Kritisiert wird auch, dass der BBV 
nicht gemeinsam mit dem Bundesverband der deutschen Milchvieh-
halter für faire Milchpreise eintritt. In Hersching haben die BBV-
Vertreter ihrer Pflicht genüge getan und die Punkte besprochen. 
Geklärt wurden sie nicht. Weitere Schritte wird die Irschenberg-
gruppe im Juni besprechen. mn

Planet der Vielfalt zeigt UN sein Gesicht
„Lokal, vielfältig, gentechnikfrei“ unter diesem Motto trafen sich 
drei Tage lang rund 500 Menschen aus 90 Ländern zur Konferenz 
Planet Diversity. Parallel zur internationalen UN-Konferenz zur Biodi-
versität, auf der „offizielle“ Strategien zum Umgang mit Gentechnik 
und Biodiversität entwickelt werden sollten, entstand mit Planet 
Diversity eine eigene Bewegung zur Entwicklung von Strategien der 
Menschen vor Ort. Die Forderungen sind weitaus eindeutiger, als 
das, was die UN-Deligierten zu Papier brachten: ein weltweites Mora-
torium für den Einsatz von Agrar-Sprit und von gentechnisch mani-
pulierten Pflanzen und Tieren; Ernährungs-Souveränität und Selbst-
bestimmung für alle Gemeinden, Regionen und Länder des Südens 
und des Nordens; Kein Patent auf Leben; das Grundrecht auf Aus-
tausch, Erhaltung, Nachbau, Weiterentwicklung und Verkauf von 
bäuerlichem Saatgut; keine Spekulation mit Lebensmitteln und dem 
Land, das sie hervorbringt; Entflechtung globaler und nationaler 
Monopole; gleiche Rechte für Frauen und Männer; Forschung und 
Entwicklung für und mit Bäuerinnen und Bauern.
Ein am Ende verabschiedetes Manifest bildet die Grundlage für 
weitere Diskussionen und Aktivitäten. Eine Einladung, anlässlich 
der nächsten UN-Konferenz in zwei Jahren wieder einen Kongress 
zu veranstalten gibt es auch schon – vom Geschäftsführer der UN-
Tagung, Ahmed Djoghlaf. cs

8 Bewegung 06-2008

K
u

rz
es

 a
m

 R
an

d
e

Schließlich hieß die Tagung von Misereor 
und AbL „Knollenvielfalt auf der Kippe?“, 

da drängte es sich auf, eine riesige Bandbreite 
an Themen und Referenten aufzubieten – 
Vielfalt eben. Dass trotzdem ein roter Faden 
sichtbar blieb und die lange Veranstaltung 
immer wieder Höhepunkte of-
fenbarte, spricht für die Auswahl 
der Beiträge, die keine beliebige 
Vielfalt darstellten. Zu jenen Hö-
hepunkten zählten sicherlich die 
Bauern, wie die peruanischen Eh-
rengäste, die auf Einladung des 
katholischen Hilfswerks Mise-
reor derzeit Deutschland besu-
chen. Sie berichteten vom ganz 
selbstverständlichen Kartoffelan-
bau auf 3.000 Metern Höhe und dass man 
dort nicht nur eine Vielfalt an Sorten, sondern 
auch vielfältig und kreativ mit den Herausfor-
derungen, die die Natur stellt, umgehen 
müsse. Einfache Lösungen für Probleme seien 
gefragt, teure Chemie unerschwinglich und 
die Spezialisten in Lima weit weg. Und doch 
sind auch die peruanischen Anden fest mit der 
Welt und seinen Märkten verbunden, die 
Bauern bekundeten, wie vorteilhaft die hohen 
Preise für Nahrungsmittel derzeit für sie seien, 
da auch sie ihre Kartoffeln als Spezialitäten im 
Tiefland teurer verkaufen können.  Vielleicht 
sind dabei auch schon einmal Kartoffeln an 
den deutschen Bauern Karsten Ellenberg ge-
raten, der bei uns Vielfalt vermarktet und für 
Linda kämpft. Die Auseinandersetzung um 
die Zulassung der Königin der Knollen ist 
auch ein Präzedenzfall dafür, wie zukünftig 
Züchter und Bauern miteinander umgehen 
und wer welche Rechte hat und haben darf. 
Auch wenn es den im Publikum sitzenden 
Geschäftsführer des Linda-Züchters Europ-
lant wurmte, dass Georg Janßen 
für die Linda-Freunde „immer 
den großen Bogen von Linda zur 
Gentechnik, Patenten und Arten-
vielfalt schlägt.“ Dabei ist es na-
türlich genau der Bogen, der die 
Geschichte spannend macht und 
das, worum es letztlich geht. Denn 
– und hier kommt wieder ein 
großartiger Kartoffel-Bauer auf 
der Veranstaltung ins Spiel – der 
Rheinländer Gerhard Portz will freier Bauer 
bleiben, kein Patentnutzer. Und er will sich 
zukünftig auch nicht durch den Anbau gen-
technisch veränderter Kartoffeln in seiner 
Nachbarschaft in eine Ecke drängen lassen, in 
der er teuer beweisen muss, dass ihm der 
Nachbar seine Ernte verunreinigt hat. Auf 
seine bohrenden Fragen konnte der eingela-
dene Referent des niedersächsischen Land-
wirtschaftsministeriums, Volker Garbe, nur 
unbefriedigende Antworten geben. 
Daneben steht die Aussage des Kartoffel-
verarbeiters Arnulf Kern von „Frieweika“ 
in Sachsen, dass weder seine Firma noch 

der Rest der Branche derzeit Gentechnik-
Knollen verarbeiten würden. Auch er hielt 
ein Plädoyer für die Vielfalt, insofern, als 
dass es noch mehr unterschiedliche Sorten 
für die ganz bestimmten Verwendungs-
zwecke geben müsse. Zwar werden schon 

seit Jahren immer weniger 
Speisekartoffeln gekauft, der 
Absatz an verarbeiteter Ware 
nehme aber zu, so Kern. Und: 
„Wir verkaufen jedes Jahr 
mehr Qualitätskartoffeln.“ Ein 
Zeichen, dass der Kunde ver-
mehrt auf Qualität setzt, bereit 
ist, mehr Geld auszugeben, 
auch für mehr Vielfalt? Jutta 
Jaksche von der Verbraucher-

zentrale Bundesverband, konstatierte Ein-
falt im Supermarktregal, selbst im KDW in 
Berlin gibt’s nur vier Sorten. Jörg Renatus 
rechnete daraufhin vor, dass rund 120 Sor-
ten als Speisekartoffeln in Deutschland 
zugelassen sind, der Verbraucher könne, 
aber wolle er? 
Züchter-Konkurrent Holger Junghans, 
von der Norika GmbH, hält die Einfalt 
vom Einzelhandel gemacht, der durch 
seine Anforderungen an große, einheitliche 
Partien die Vielfalt nicht beim Verbraucher 
ankommen lässt. Gleichzeitig werde aber 
gerade optische Vielfalt zunehmend nach-
gefragt. „Derzeit sind alte Sorten Über-
gangssorten, bis wir wieder Vielfalt in 
Form und Farbe anbieten können“, sagte 
Junghans. 
„Ich stelle mir vor, dass man Kartoffeln 
anbietet wie guten Wein, man bezeichnet 
Jahrgang, Boden, Standort“, schwebt es 
Sylk Schneider vom Thüringer Kloßmu-
seum vor. Nicht zuletzt deshalb saß er in 

der Jury, die auch dieses Jahr 
wieder eine Kartoffel des Jahres 
kürte. Das Bamberger Hörn-
chen machte das Rennen, als 
Beispiel für eine traditionell 
verankerte und doch vom Aus-
sterben bedrohte alte Land-
sorte. Ihr könnte unter Umstän-
den wieder zu mehr Verbreitung 
verholfen werden, machte der 
Anwalt der IG Nachbau, 

Matthias Miersch deutlich, wenn nun zü-
gig eine Erhaltungssortenregelung für die 
unbürokratische Zulassung alter Sorten 
kommt. Das wäre mal eine positive Ent-
wicklung für die Bauern, wo – und das 
stellte Miersch ebenfalls dar – bisherige 
Gesetzesänderungen im Saatgutbereich in 
den letzten Jahren eher zugunsten der 
Züchter ausfielen. Zum Glück gibt es Wi-
derstand gegen diese Entwicklungen, von 
ihm, dem freien Bauern Gerhard Portz und 
vielen anderen vehementen Mitstreitern. 
Letztlich ist doch Vielfalt nichts geringeres 
als Freiheit. cs

Kartoffeln vielfältig zubereitet
Eine Tagung mit Biss und unterschiedlicher Würze

M M
Ich will auch 
weiterhin ein 
freier Bauer 

bleiben!

M M

M M
Die Einfalt 

ist vom 
Einzelhandel 

gemacht

M M
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Betriebsspiegel
Konventioneller Milchviehbetrieb 
in Niedersachsen südlich von Bremen

Milchkühe: 80
eigene weibliche und männliche 
 Nachzucht
Ackerfläche: 45 ha
Grünland: 70 ha

Mein Name ist Jörn Wilken Manke 
und ich hatte schon einmal das 

Vergnügen, für diese Zeitung schreiben 
zu dürfen. Ich besuche zurzeit die Zwei-
jährige Fachschule Agrarwirtschaft an 
der Albrecht Thaer Schule in Celle. Die 
Zweijährige, wie sie bei uns nur ge-
nannt wird, ist in etwa mit der Meister-
schule zu vergleichen, sie dauert aber 
nur ein Jahr und ist schulisch. Wie je-
der andere Jahrgang vor uns auch, hat-
ten wir mit unserem Klassenlehrer zu-
sammen entschieden, in welchen Teil 
der Erde wir auf Seminarfahrt gehen. 
Oder besser gesagt: Er hat entschieden 
und wir durften mit. Wir starteten am 
2. April von Hamburg aus nach Indien. 
Nach gut sechs Stunden landeten wir in 
Dubai, dem Land der Superlativen, 
zwischen, um nach zweieinhalb Stun-
den in Richtung Cochin im Bundesstaat 
Kerala in Indien weiter zu fliegen. Um 
acht Uhr Ortszeit landeten wir in der 
zwei Millionen Einwohner zählenden 
indischen Kleinstadt. Kerala hat in 
etwa die Fläche von Niedersachsen, die 
Einwohnerzahl von Polen, die Land-
schaft der Schweiz und die Tempera-
turen der Karibik. Kerala liegt dicht am 
Äquator ganz im Süden Indiens und ist 
tropisch. 
Mit unserem Reiseführer Martin Che-
rian hatten wir nun eine achttägige 
Rundreise durch diesen schönen Bun-
desstaat und den angrenzenden vor uns. 
Es gab viele Sehenswürdigkeiten und 
Betriebe zu sehen für eine Bauernklasse, 
in der einige Schüler noch nicht einmal 
in Holland oder Bayern waren. Der 
Hinduismus prägt die indische Kultur 
im Norden Indiens stärker als im Süden, 
weil hier das Christentum durch die 
Briten sehr stark verbreitet wurde. Da-
her sind die Städte und Dörfer nicht nur 
von Hindutempeln, sondern auch von 
katholischen Kirchen geprägt. 
Am zweiten Tag machten wir eine 
kleine Bootsfahrt auf den Wasserwegen 

von Cochin. Hier sahen wir alle das 
erste Mal Delphine, was ein besonderes 
Ereignis der Reise war. Am nächsten 
Tag sahen wir uns den Hill Palast an. 
Um zu dem Palast zu gelangen, muss-
ten wir bei wahnsinniger Hitze und 
hoher Luftfeuchtigkeit ziemlich viele 
Stufen erklimmen, wurden aber durch 
die wunderschönen Gärten und den 
tollen Palast für unsere Mühe belohnt. 
Auf dem Rückweg trafen wir eine 
Gruppe indischer Kinder, welche dem 
Anschein nach noch nie so viele hell-
häutige Menschen auf einem Haufen 
gesehen hatten. Wir mussten viele Fra-
gen auf Englisch verstehen und beant-
worten, was für viele Landwirte nicht 
sehr einfach war. 
In den kommenden Tagen trafen wir 
viele sehr nette und aufgeschlossene, 
aber leider auch viele sehr arme Men-
schen. Das ist die Kehrseite der großen 
Tempel und Paläste mit den immergrü-
nen Gärten. Vier von fünf Indern ver-
dienen weniger als zwei US-$ am Tag. 
Das Gefälle zwischen Arm und Reich 

in Indien ist sehr stark. Wer etwas be-
sitzt zeigt es gerne, um dadurch Aner-
kennung zu gewinnen. Schmuck ist für 
viele arme Menschen die Lebensversi-
cherung, man bezahlt Ärzte und Kran-
kenhäuser damit und vermeidet so den 
Verkauf einer Kuh, was die Existenz 
der ganzen Familie gefährden könnte. 
Zum Thema Kühe gibt es in Indien 
große Unterschiede. Im christenreichen 
Süden wird die Kuh nur von einigen 
Hindus als heilig angesehen, man darf 
sogar Kühe schlachten. Im vom Hindu-
ismus geprägten Norden hingegen, ist 
es sehr schwierig mit den Kühen. Man 
darf sie nicht töten und infolgedessen 
nicht essen. Erfüllen die Kühe ihren 
Part als Milchlieferanten nicht mehr 
zufrieden stellend, werden sie oft „frei-
gelassen“ und verbringen ihren Lebens-
abend zwischen den Müllbergen in den 
größeren Städten. Nach vielen Besich-
tigungen von kleinstrukturierten land-
wirtschaftlichen Betrieben, Reisfeldern 
und großen Plantagen von Tee, Zu-
ckerrohr und Bananen, Elefanten-

Bauern reisen nach Indien camps, Universitäten und Schulen tra-
ten wir die Rückreise an. 
Im Nachhinein war die Reise jeden 
Euro Wert und ist an alle weiterzuemp-
fehlen. Indien ist ein tolles Land, in 
dem man starke Gegensätze, welche 
hauptsächlich durch Globalisierung 
und Industrialisierung entstanden, sieht 
und dennoch von der Kultur begeistert 
ist. Unser Lehrer hat somit bewiesen, 
dass er bei der Ortsauswahl richtig lag. 
Außer den Strapazen der Economy 
Class von Fly Emirates sind wir nach 
zehn Tagen Reise begeistert und er-
schöpft wieder in Hamburg gelandet.

Jörn Manke

Ende Februar feierte unser Florian 
seinen fünften Geburtstag. Und na-

türlich hatte er viele Wünsche. Beson-
ders moderne Landtechnik stand ganz 
oben auf seiner Wunschliste. Auf dass 
die Wohnung voll werde! Da kriege ich 
richtig Minderwertigkeitskomplexe 
wegen meines alten Maschinenparks. 

Kindheitserinnerungen werden bei mir 
trotzdem geweckt. Damals – Mitte der 
60er Jahre – hatte ich bereits einen 
Fendt mit Batterieantrieb. War aber 
mein einziger Schlepper damals. Es gab 
ja auch sonst genug zu entdecken für 
einen kleinen Jungen. Der Hof als 
Abenteuerspielplatz bot auch schon 
sehr viel damals. Doch auch für Zu-
sammenhänge und Arbeitsabläufe in 
der Landwirtschaft wurde mein Inter-
esse schon früh geweckt. Dieses Inter-
esse hält bis heute an und wohl ein 
Leben lang. Sicher überdeckt der 
Zwang zum Geldverdienen manches. 

Doch die Faszination der landwirt-
schaftlichen Produktion als biologischer 
Prozess erfasst mich noch immer. Es ist 
auch ein lebenslanger Lernprozess für 
mich. Dies stärkt mich. Auch wenn 
mein Nachbar nicht an mich verpach-
ten will, sondern lieber an den großen 
Wachstumsbetrieb, der ihm gleich alles 
auf einmal abpachtet, wünsche ich dem 
Kollegen Glück. Es ist für mich ein loh-
nenswertes Ziel, möglichst viele bäuer-
liche Betriebe zu erhalten, weil diese 
Lebensform eine lebenswerte ist. Ein 
Ziel, für das es sich lohnt zu kämpfen. 
Es gehen die Meinungen über das, was 

Zwischen Eider und Nil

heute als bäuerlicher Familienbetrieb 
gilt, weit auseinander. Ich denke, die 
AbL darf sich als kompetente Interes-
sensvertretung dieser Betriebe verste-
hen. 
Wenn ich in letzter Zeit eine meiner 
seltenen Urlaubsreisen mache, gilt mein 
Interesse natürlich auch besonders der 
Landwirtschaft. Auch ein Bauer darf 
mal Urlaub machen! Dieses Jahr Ende 
Februar/Anfang März waren wir – Flo-
rian, meine Frau Alicja und ich – in 
Ägypten. Ägypten ist ein Geschenk des 
Nils – 6.671 km ist er lang. Als prä-
gende Erinnerung an diese Reise nehme 
ich mit ein bleibendes Bild vom frucht-
baren Niltal mit seinen Bauern und 
weitgehend traditioneller bäuerlicher 
Landwirtschaft. Hier hält man an den 
Traditionen fest – und die Produktion 
ist durchweg effektiv. Hier wird etwas 
von Landwirtschaft verstanden, dies 
konnte ich gleich erkennen. Ägyptische 
Kartoffeln finden wir ja mittlerweile 
auch bei uns im Supermarkt. Sicher 
nicht nötig, finden Verbraucher und 
unsere heimischen Kartoffelprodu-
zenten. Jedenfalls werden wohl zum 
Glück keine Bullen mehr von uns le-
bend nach Ägypten verschifft. Ist auch 
gut so, dafür aber brasilianische Rinder 
– auch lebend, leider.
Zuhause wird es Frühling und ich freue 
mich darauf, dass die Sonne mehr Kraft 
bekommt, dann mobilisiert sie auch 
Kräfte in uns. Allen Berufskollegen 
wünsche ich einen schönen Frühsom-
mer und eine gute Ernte 2008!

Volker Block

Betriebsspiegel
Schleswig-Holstein, Geestrand 
70 ha Landfläche; 35 ha Acker,
Sandboden 18-30 Bodenpunkte,
35 ha Dauergrünland, Moor und 
Anmoor
50 Milchkühe, Nachzucht und Bullenmast
Direktvermarktung mit Kürbissen und 
Zuckermais – 2008 erstmals Kartoffeln



Mit den weltweit gestiegenen Prei-
sen für Nahrungsmittel und den 

Hungerrevolten in den ärmeren Län-
dern begann auch die Diskussion, was 
zu tun sei. Erwartungsgemäß sprach 
die Weltbank davon, schnell mit Nah-
rungsmittelhilfe (aus den Industrielän-
dern) zu reagieren, um der „rasanten 
Preissteigerung bei Nahrungsmitteln“ 
entgegen zu wirken. Außerdem ist solch 
eine Entwicklung auch ein gefundenes 
Fressen für die Agrarlobby, um das alte 
Lied zu singen von der großen Chance 
der Exportorientierung und von der 
notwendigen Intensivierung und nicht 
zuletzt von den Vorteilen der Gentech-
nik. Diesmal aber war alles anders. Das 
Thema Landwirtschaft titelte plötzlich 
große Tageszeitungen und die bäuer-
lichen und regional orientierten Wirt-
schaftsweisen spielten dabei die wich-
tigste Rolle. Das lag mit an dem so ge-
nannten Weltagrarbericht, der erfreu-
lich differenziert die neuen Herausfor-
derungen der globalen Landwirtschaft 
beleuchtet. 

Hintergründe zum Bericht
Der Weltagrarbericht basiert auf einer 
„Internationalen Bewertung der Land-
wirtschaftlichen Wissenschaft und 
Technologie für Entwicklung“ (IA-
ASTD). Die prominentesten Herausge-
ber sind neben weiteren das Landwirt-
schaftsorgan der Vereinten Nationen 
FAO, die Weltbank und die UNESCO. 
Vor allem die FAO und die Weltbank 
propagieren seit jeher die exportorien-
tierte Landwirtschaft. Dennoch haben 
sie auf Druck von 800 Zivilorganisati-
onen im Jahr 2003 diese Internationale 
Bewertung initiiert. 30 Regierungsver-
treter und 30 Vertreter von Zivilorga-
nisationen aus verschiedenen Ländern 
der Welt wählten 400 unabhängige 
Wissenschaftler aus, die in einer drei-
jährigen Arbeit eine globalen Bewer-
tung und fünf regionale Studien erstell-
ten. Die Studienergebnisse sind zusam-
mengefasst in einer „Executive Sum-
mary“ und einer „Globalen Zusam-
menfassung für politische Entschei-
dungsträger“. Kürzlich im April wur-
den die Ergebnisse des Weltagrarbe-
richts in Südafrika präsentiert und von 
57 Ländern unterzeichnet (siehe Kasten 
auf Seite 11).
Die von den 400 Wissenschaftlern er-
arbeiteten Leitfragen und Leitlinien 
setzen ein multifunktionales landwirt-
schaftliches System voraus, in dem laut 
Definition „die Landwirtschaft nicht 
nur als Rohstofflieferant betrachtet 
werden kann, sondern auch die damit 
verbundenen sonstigen Outputs be-

rücksichtigt werden müssen, wie Um-
weltleistungen, Landschaftsreize und 
kulturelles Erbe“. In diesem Zusam-
menhang ist an anderer Stelle zu ent-
nehmen, dass bei der Bewertung derzeit 
angewandte „Technologien untersucht 
werden, aber auch gleichzeitig lokales 
und traditionelles Wissen“ in die Ana-
lysen einfließen, ebenso wie „die Be-
dürfnisse von Kleinbauern in den un-
terschiedlichen Ökosystemen (…)“.

Der bäuerliche Stand der Dinge
Die Wissenschaftler gehen hart ins Ge-
richt mit der derzeitigen Entwicklung 
in der Landwirtschaft und halten die 
Ansätze für veraltet. Jahrelang sei ein-
zig die „Steigerung der Produktivität“ 
das Ziel gewesen „unter Einsatz von 
neuen Technologien“. Dieses Modell 
habe zu „sinkenden Erzeugerpreisen 
und externen Kosten geführt“ und ist 
auf die „phänomenalen Leistungen von 
Wissenschaft, Wissen und Technik in 
den Industrieländern nach dem Zwei-
ten Weltkrieg zurückzuführen und auch 
auf die Grüne Revolution in den 60ern. 
Die neuen Herausforderungen heutzu-
tage (…) verlangen aber eine Revision 
derzeitiger Systeme. Es ist festzustellen, 
dass die zunehmenden Krisen in der 
Ernährungssicherheit in einer völlig an-
deren Komplexität stehen und außer-
dem ein völlig unterschiedliches Aus-
maß haben als noch in den 60ern“.  
Kritisch wird in dem Bericht die Welt-
marktausrichtung gesehen: „Die Öff-
nung nationaler Agrarmärkte für den 
internationalen Wettbewerb kann wirt-
schaftliche Vorteile bringen, aber sie 
kann ebenso langfristig negative Folgen 
für die Armutsbekämpfung, Ernäh-
rungssicherheit und Umwelt nach sich 
ziehen. (…) Eine intensive und export-
orientierte Landwirtschaft hat aufgrund 
von Marktöffnung zugenommen (…) 
und in einigen Fällen zur Ausbeutung 
von Arbeitnehmern geführt.“  Solche 
kritischen Betrachtungen haben zu Un-
mut in einigen Ländern geführt, so dass 
etwa im Anhang des Berichts über Aus-
tralien zu lesen ist: „Australien schlägt 
vor, dass eine Reihe von Behauptungen 
zur Handels- und Nationalpolitik eine 
substantiellere und objektivere Analyse 
verlangen, um bedeutsam für Entschei-
dungsträger zu sein.“

Deutliche Kritik an der Gentechnik
Zum Thema Gentechnik und Patente 
wird im Bericht vermerkt, dass „zwi-
schen 1950 und 1980, vor der Entwick-
lung von gentechnisch veränderten Or-
ganismen, bei modernen Weizensorten 
der Ertrag (durch konventionelle Züch-

tung) um 33 Prozent gestiegen ist, ohne 
Einsatz von Düngemittel“. Dieses Er-
gebnis stellen die Wissenschaftler der  
Gentechnikentwicklung gegenüber. 
„Die Anwendung von moderner Bio-
technologie, wie etwa der Einsatz von 
gentechnisch veränderten Organismen, 
ist sehr umstritten. Auf Daten basie-
rend kann festgestellt werden, dass bei 
einigen gentechnisch veränderten Pflan-
zen in einigen Jahren die Erträge stark 

USA glaubt nicht, dass die Analyse der 
Nutzung sowie die Auswahl neuer 
Technologien einschließlich der moder-
nen Biotechnologie ausreichend ausge-
glichen sind.“

Ansätze für Handlungsvorschläge
Der ausschließlichen Ausrichtung auf 
Liberalisierung und Weltmarktorientie-
rung erteilen die Wissenschaftler eine 
Absage und empfehlen: Es muss über 
„Regulierungsinstrumente nachgedacht 
werden und über die Honorierung von 
Umweltleistungen, um das natürliche 
Ressourcenmanagement zu verbessern 
und zu ökologisieren. Beispielsweise 
(…) müssen Bauern und lokale Ge-
meinschaften Zahlungen erhalten, für 
die Erhaltung und Verbesserung des 
Ökosystems (…) und die Stärkung von 
lokalen Märkten.“ Weiterhin wird vor-
geschlagen, die Investitionen in Wissen-
schaft, Bildung und Technologie darauf 
auszurichten, dass „Techniken für öko-
logische und Low-Input Wirtschafts-
weisen verbessert“ werden. Wenig 
schmecken dürfte der Gentechnikin-
dustrie der Vorschlag, bei der Pflanzen-
züchtung die „lokalen Gegebenheiten 
zu identifizieren, indem die Menschen 
mit einbezogen werden und die Pro-
zesse transparenter werden“. Dafür 
braucht es eine „neue Art von Unter-
stützung, damit die Öffentlichkeit in 
die Bewertung von technischen, sozi-
alen, politischen, kulturellen, (…) öko-
logischen und ökonomischen Auswir-
kungen der modernen Biotechnologie 
mit eingebunden wird “. 

Fazit
Der Weltagrarbericht kann keine um-
fassenden Antworten auf alle agrarpo-
litischen Fragen bieten, zeigt aber die 
Notwendigkeit auf, dass die Agrar- und 
Handelspolitik weltweit dringend neu 
ausgerichtet werden muss. Zivilgesell-
schaftliche Organisationen entwickeln 
dafür schon seit langer Zeit richtungs-
weisende Konzepte, die jetzt von den 
politischen Entscheidungsträgern auf-
zugreifen sind. In der EU ist die lau-
fende Agrarreform (Health-Check) 
dafür eine wichtige Gelegenheit, um die 
Hauptaussage des Berichtes – eine Stär-
kung der bäuerlichen Landwirtschaft 
weltweit ist zukunftsfähig – in die Rea-
lität umzusetzen.

Berit Thomsen

Die zusammengefassten Ergebnisse 
„Executive Summary“ und „Global 
Summary for Decision Makers“ sind zu 
finden auf der Internetseite:
www.agassessment.org/

Der Weltagrarbericht
Die neue Bedeutung der bäuerlichen Landwirtschaft

variierten und teilweise einen Mehrer-
trag von 10 bis 33 Prozent erbrachten, 
aber teilweise auch Ernteverluste auf-
zeigten.“  „Die Anwendung von Pa-
tenten auf Transgene“, ist im Bericht 
weiter zu lesen, „bringt eine zusätzliche 
Dimension mit sich. Vor allem in Ent-
wicklungsländern treiben Instrumente 
wie Patente die Kosten nach oben, ver-
hindern eigene (Züchtungs-)Versuche 
bei den individuellen Bauern oder öf-
fentlichen Forschern und unterminieren 
gleichzeitig lokale Praktiken zur Ver-
besserung der Ernährungssicherheit 
und der ökonomischen Nachhaltig-
keit.“  Die Deutlichkeit dieser Bewer-
tung veranlasste die USA zur folgenden 
Anmerkung im Berichtsanhang: „Die 
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Landwirtschaft als Teil unserer Gesell-
schaft hat in den letzten Monaten eine 

gewisse Achterbahnfahrt hinter sich, von 
der man den Eindruck gewinnen kann, sie 
wird umso rasanter, je weiter sie voran-
schreitet. Aus dem langen Tal der jam-
mernden subventionsabhängigen Überpro-
duzenten kommend, rauschte man Mitte/
Ende des vergangenen Jahres auf den 
Olymp der „Ölscheichs von morgen“ auf-
grund der Biospriteuphorie und erfuhr die 
„neue Bauernbefreiung“ ob der weltweit 
steigenden Preise für landwirtschaftliche 
Rohstoffe. Mal von den Schweinehaltern 
abgesehen, war die Stimmung unter den 
Bäuerinnen und Bauern schon lange nicht 
mehr so gut wie zur Jahreswende. Und 
auch in den Medien wurde Landwirtschaft 
seit Jahren erstmals wieder als wirtschaft-
licher Erfolgssektor wahrgenommen. Aber 
plötzlich bekam die Debatte einen neuen 
Dreh, es mehrten sich die kritischen Stim-
men an der Konkurrenz zwischen Nah-
rungsmittelerzeugung und Biomassepro-
duktion als Energiequelle. Der Anstieg der 
Lebensmittelpreise, volle Tanks und leere 
Teller, Revolten Hungernder rund um den 
Globus und – in diese Gemengelage hinein 
– die Veröffentlichung des Berichtes des 
UN-Weltagrarrates, katapultierte Land-
wirtschaft auf die Titelseiten im medialen 
Blätterwald. Schließlich hatten die 400 
Agrarratsexperten die Aussage getroffen, 
dass bäuerliche Landwirtschaft das welt-
weite Zukunftsmodell darstelle. Nun wol-
len und können sich unterschiedliche In-
teressenvertreter sehr unterschiedliche 
Definitionen unter dem Begriff vorstellen, 
aber offiziell ablehnen kann ihn erst ein-
mal niemand, der sich nicht gesellschaft-
lich in die Nesseln setzen will. Denn vor 
dem Hintergrund der 850 Mio. Hun-
gernden, die einhergehen mit einer Zerstö-
rung bäuerlicher Strukturen weltweit und 
vor dem Hintergrund, dass der Begriff 
„bäuerlich“ unter den Menschen auf der 
Welt immer noch überwiegend positiv be-
setzt ist, muss man den Weltagrarrat erst 
einmal unterstützen. 

„sorgfältig pflegen“
Die Ablehnung steckt in den Details, in 
denen der KWS-Saatgutzüchter Philip von 
dem Bussche sagt, zur Lösung der Pro-
bleme „gehöre neben der Nutzung neuer 
Technologien wie der Bio- und Gentech-
nologie auch die Steigerung der Effizienz 
der Produktion von Lebens- und Futter-
mitteln“. Beim Verband der Hersteller von 
Pflanzenschutzmitteln (IVA) „schlage sich 
nieder, dass es bei steigenden Agrarpreisen 
für die Landwirte wieder interessant 
werde, ihre Kulturen sorgfältig zu pfle-

gen“. Bundeslandwirtschaftsminister 
Horst Seehofer meldete sich hingegen mit 
einem Plädoyer für die bäuerliche Land-
wirtschaft -– was immer er damit meint – 
zu Wort und fing sich damit von FDP-
Agrarsprecher Michael Goldmann den 
Vorwurf ein, er „künastiere.“ Die Frakti-
onsvorsitzende der Grünen im Bundestag, 
Renate Künast, kritisierte hingegen: „Die 
größte Verantwortung für diese Katastro-
phe haben die europäische und die ameri-
kanische Landwirtschaftspolitik und die 
unterlassene Klimapolitik.“ Bauernpräsi-
dent Sonnleitner sieht das etwas anders: Es 
könne nicht sein, den vermeintlich hoch 
subventionierten Märkten in der EU und 
in Amerika die Schuld dafür zu geben, 
wenn zum Beispiel Afrika als Agrarprodu-
zent nicht auf die Beine komme. 

„klarer Schnitt“
Das eine Entscheidende an der Debatte ist 
die Tatsache, dass es sie gibt, und dass sie 
ganz oben angekommen ist. Das Bundes-
kabinett hat eine Arbeitsgruppe gebildet, 
die die unterschiedlichen Positionen des 
Entwicklungshilfeministeriums (Biosprit 
als Zündstoff der steigenden Lebensmittel-
preise zurückfahren) und des Landwirt-
schaftsministeriums (Biosprit im bisher bei 
uns angebauten Rahmen schadet nicht) 
übereinbringen sollen. Diese Vorlage wird 
dann mit Bundeskanzlerin Angela Merkel 
im Juli zum diesjährigen G8-Gipfel nach 
Japan reisen. 
Wie grün sie eigentlich sei, fragte Merkel 
das Nachrichtenmagazin „stern“ jüngst 
und ob sie denn Bio kaufe. Ihre Antwort: 
ja, aber nicht ausschließlich. „Ich bin der 
Meinung, dass eine Landwirtschaft auf der 
guten Basis der sachlichen Praxis eine ge-
sunde Ernährung genauso möglich macht 
wie Ökoprodukte.“ Eine Woche vorher 
musste Bundespräsident Horst Köhler 
mehr zur internationalen Dimension ran. 
Er sprach sich dafür aus „über einen kla-
ren Schnitt bei den Exportsubventionen 
für europäische und amerikanische Agrar-
produkte nachzudenken.“ 
Das andere Entscheidende an der Debatte 
ist die Ernsthaftigkeit, mit der sie geführt 
wird. Bäuerliche Landwirtschaft ist nicht 
länger die sozialromantische Option der 
ewig Gestrigen, sondern ein Zukunftsmo-
dell. Natürlich wollen es die meisten 
Mächtigen der Welt genauso wenig, wie 
noch vor ein paar Monaten, aber sie kön-
nen es nicht mehr als Ökospinnertum ab-
tun, sie müssen sich der Debatte stellen.

cs

Künastierender Minister einer 
ergrünenden Kanzlerin

Der Weltagrarbericht bringt bäuerliche Landwirtschaft in Debatte

Wer hat unterzeichnet, wer nicht?
Die folgenden 57 Länder haben die zusammengefassten Studienergeb-
nisse des Weltagrarberichts  unterzeichnet: Äthiopien, Armenien, Aser-
baidschan, Bahrain, Bangladesch, Belize, Benin, Bhutan, Botswana, Bra-
silien, Kamerun, China, Costa Rica, Ghana, Kuba, Dominikanische Repu-
blik, Demokratische Republik Kongo, El Salvador, Finnland, Frankreich, 
Gambia, Honduras, Indien, Iran, Irland, Kenia, Kirgistan, Lao, Libanon, 
Libyen, Maldiven, Moldawien, Mosambik, Namibia, Nigeria, Pakistan, 
Panama, Paraguay, Philippinen, Polen, Palau, Rumänien, Saudi-Arabien, 
Senegal, Solomon Islands, Swasiland, Schweden, Schweiz, Tansania, 
Timor-Leste, Togo, Tunesien, Türkei, Uganda, Uruguay, Vietnam, Sam-
bia. Aufgeführt sind zudem drei Länder, die nicht zugestimmt haben. 
Das sind Australien, Kanada und die USA. Deutschland taucht in den 
Berichten nirgends auf. bet

Bioethanol-Hersteller in roten Zahlen 
Wie andere Großhersteller von Biokraftstoffen ist auch die Verbio 
AG massiv in die roten Zahlen geraten. Der von Claus Sauter 
geführte Konzern hatte zuvor die Getreide- und Futtermittelfirma  
„Märka“ übernommen, Teile der Standorte weiterverkauft und sich 
auf die Produktion von Bioethanol konzentriert. Diese leide, so der 
Konzern, unter hohen Rohstoffpreisen und Billig-Importen aus 
Brasilien. pm

Bayer und Biokraftstoff
Bayer CropScience, das Rohstoffhandelsunternehmen Archer Dani-
els Midland (ADM) und der  Automobilhersteller Daimler erfor-
schen gemeinsam den Einsatz der tropischen Pflanze Jatropha für 
die Biodieselindustrie. Die nussgroßen Samen der nicht essbaren 
Pflanze enthalten zu über 30 Prozent Öl. Bayer CropScience rechnet 
mit einem Anbaupotenzial von weltweit zirka 30 Millionen Hektar, 
insbesondere in Südamerika, Afrika und einigen asiatischen Län-
dern. Dabei soll Jatropha keine Konkurrenz zum Anbau von Nah-
rungsmitteln darstellen, da sie auch für marginale Standorte geeig-
net ist. Um trotzdem einen ökonomisch effizienten Anbau zu 
ermöglichen, übernimmt Bayer die Entwicklung von Herbiziden, 
Bodeninsektiziden und Fungiziden. Die Frage bleibt offen, ob nach 
einem erfolgreichen Verlauf des Projekts die mehrjährige Pflanze 
nicht auch auf besseren Standorten und somit doch in Konkurrenz 
zur Nahrungsmittelerzeugung angebaut wird. mh

Fuel and Food 
Das Handelsblatt hat eine Liste der 100 größten US-Unternehmen 
veröffentlicht: An der Spitze drängeln sich Öl- und Autokonzerne 
wie Exxon, Chevron, Conoco, GM oder Ford mit ihrer gewaltigen 
ökonomischen und politischen Macht. Aber auch aus dem Agro-
business rangieren einige Multis ganz weit vorn: Das Handelsunter-
nehmen WalMart auf Platz Zwei, die Agrarrohstoff- und Verarbei-
tungskonzerne Cargill und ADM auf den Rängen Sieben bzw. 43 
(mit 88 Mrd. bzw. 44 Mrd. Dollar Umsatz) sowie der Fleischherstel-
ler Tyson Foods auf Rang 67. Unter den ersten Hundert ebenfalls: 
die Chemie- und Gentechnikkonzerne Dow und DuPont, McDo-
nalds, PepsiCo, John Deere und Mars. pm
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Österreich noch am Wochenende getagt, 
um die nächsten Schritte abzuklären. 
Denn anders als in Deutschland sind die 

Milch-Preise im Nachbar-
land noch vergleichsweise 
gut, obwohl die großen Le-
bensmittelketten zu den 
führenden deutschen Unter-
nehmen gehören, die für die 
Preissenkungen verantwort-
lich sind. Dennoch war die 
Botschaft eindeutig. „Wir 
sind dabei!“ In Gesprächen 
mit den Molkereien hat 

man inzwischen vereinbart, dass es keine 
Exporte nach Deutschland geben soll. 
Um den Molkereien bei diesem Schritt 
„zu helfen“, liefern die Österreicher nur 
50 Prozent ihrer Milch an die Molke-
reien.

12 Schwerpunkt: Milchstreik 06-2008

Die Schlange der Busse will nicht 
enden. An einer ansonsten verlas-

senen Kreuzung im Süden von Mün-
chen-Freising, von der es zu einem ehe-
maligen Fabrikgelände geht, kommen 
heute Busse im Minutentakt an. Nur 
wenige Meter weiter steigen die Reisen-
den aus. Die Bäuerinnen und Bauern 
folgen dem Ruf des Bundesverbands 
deutscher Milchviehhalter, der für 
heute, Montag, den 26. Mai nach Frei-
sing zum Firmensitz der zum Müller-
Konzern gehörenden Molkerei Weihen-
stephan geladen hatte. Noch bis zum 
Wochenende hatte der BDM wegen der 
Gespräche mit der Milchbranche auf 
derartige Demonstrationen verzichtet. 
Umso überraschender dann die kurz-
fristige Einladung nach München. Die 
Bäuerinnen und Bauern kamen. In ei-
ner langen Schlange strömten sie zu 
dem Feld unmittelbar neben dem Mol-
kereigelände. Ein ortsansässiger Land-
wirt hatte einen Teil seiner Saatgutver-
mehrung gemäht und in die Biogasan-
lage gefahren, um Platz zu machen für 
die 9.000 Demonstranten, die sich im 
Laufe des Vormittags einfinden soll-
ten.
Sie kamen, obwohl zu Hause auf den 
Betrieben das Silo oder Heu wartete, 
gutes Wetter angekündigt war und Ost-
friesland nicht gerade um die Ecke ist. 
Sie waren guter Stimmung, hatten Kuh-
glocken und Schellen, Plakate und Fai-
ronikas mitgebracht. Auch dem unbe-
darften Betrachter musste klar sein, 
dass hier und heute etwas Besonderes 
stattfindet.
Um kurz nach elf kam Bewegung auf 
die Bühne. Schon die erste Ankündi-
gung von BDM-Chef Romuald Scha-
ber, der zur Identifikationsfigur der 
Bewegung geworden ist, wurde von 
Applaus begleitet. Den eigentlichen 
Auftakt machte jedoch die Bundesvor-
sitzende der Arbeitsgemeinschaft bäu-
erliche Landwirtschaft, Maria Heu-
buch. Die Milchbäuerin aus 
dem Allgäu überbrachte die 
Grüße der AbL und bekun-
dete die Solidarität mit den 
Zielen des BDM. Aber sie 
machte auch deutlich, dass 
dieser Machtkampf gerade 
erst begonnen hat (Die Rede 
von Maria Heubuch auf Seite 
14). Als zweite Rednerin war 
Mute Schimpf vom katho-
lischen Hilfswerk Misereor auf die 
Bühne gekommen. Auch sie bekundete 
Solidarität: „Arbeit verdient einen ge-
rechten Lohn. Deshalb tritt Misereor 
für Fairness ein. Wir stehen für faire 
Preise für Kaffeebauern in Entwick-

lungsländern und für faire Preise für 
Milchbauern in Deutschland und Eur-
opa“, waren die abschließenden Worte 
ihrer Rede, in der sie die zerstörerischen 
Auswirkungen subventionierter Ex-
porte von Milchprodukten, 
allen voran Milchpulver 
aus der EU, in Länder des 
Südens angreift und auf-
zeigt, dass die niedrigen 
Preise nicht nur den euro-
päischen Landwirten scha-
den, sondern auch die Ent-
wicklung von Milchbauern 
in den Entwicklungslän-
dern verhindern.
Aus Österreich war Ernst Halbmayer 
von der IG Milch angereist. Von den 
plötzlichen Entwicklungen in Deutsch-
land überrascht, hatte der Vorstand in 

Mit Sieta Keimpema trat eine Vertrete-
rin aus dem Vorstand des European 
Milkboard (EMB) ans Mikrofon. Die 
Milchbäuerin aus den Niederlanden ist 
bei den Milchbauern inzwischen be-

kannt für ihre deutlichen 
Worte. Die EU-Kommission, 
so Keimpema, sei ausschließ-
lich an niedrigen Milchpreisen 
interessiert. Dass in den kom-
menden Jahren die Zahl der 
Milchbauern drastisch zu-
rückgehen wird, spiele bei den 
Überlegungen in Brüssel keine 
Rolle. Die Absurdität, dass in 
Zukunft noch weniger Bauern 

mehr Milch produzieren sollen, käme 
den Verantwortlichen wohl gerade 
recht. „Ein bisschen mehr arbeiten, we-
niger schlafen und nicht denken.“ fasste 

damit nicht allein ist, zeigt die spontan 
anschwellende Geräuschkulisse aus Ru-
fen, Pfiffen  und Glockengeläut der 9.000 
Bäuerinnen und Bauern. Geduldig warten 
alle auf den einen entscheidenden Satz. 
Folgen den Ausführungen des Vorsitzen-
den zu weiteren Schritten. Dem Einreichen 
einer Klage beim Europäischen Gerichts-
hof gegen die von der Kommission durch-
gesetzte Quotenerhöhung, weil diese ihrer 
Pflicht einer Interessensabwägung nicht 
nachgekommen ist und einseitig zuguns-
ten eines niedrigen Preises entschieden hat. 
Der Forderung nach Abschaffung der Sal-
dierung und nach Lieferbedingungen, die 
nicht von Knebelverträgen bestimmt wer-
den. Schaber macht deutlich, wie der Sys-
temwechsel aussehen muss, wenn er für 
die Bauern eine Verbesserung bringen soll. 
Klar ist aber auch, dass er auf dem Ver-

No milk today!
Die Arroganz der Molkereien treibt die Bauern in den Streik

M M
Mehr arbei-
ten, weniger 

schlafen, 
nicht denken.

M M

M M
Der 

Machtkampf 
hat gerade 

erst begonnen

M M

„Ich werde ab morgen keine Milch mehr abliefern!“, sagte der Präsident des Bundesverband deutscher Milchviehhalter. Foto: Herzog

Keimpema die Vision der Kommission 
für die Bauern  zusammen und machte 
klar, dass sie diesen Weg nicht mitge-
hen wird.
Als letzter Redner betrat Romuald 
Schaber die Bühne. In vielen intensiven 
Gesprächen und Spitzentreffen habe 
man in den vergangenen Wochen ver-
sucht, auf dem Verhandlungsweg mit 
den Vertretern der Molkereibranche zu 
einem einvernehmlichen Ergebnis zu 
kommen. Auch für diese letzte Maiwo-
che sei ein Gespräch geplant gewesen, 
aber von den Molkereien abgesagt 
worden. Die lapidare Begründung: Ei-
nige der Geschäftsführer sind im Ur-
laub. Gespräche könne man doch auch 
noch im Juni führen.
Man spürte förmlich Romuald Schabers 
ersten Gedanken  „Jetzt reicht‘s!“. Dass er 

handlungsweg nicht erreicht werden wird. 
„Die Molkereien wollen es wissen. Hier 
muss ein Machtkampf ausgefochten wer-
den“, ist sein Fazit, „ich werde ab morgen 
keine Milch mehr abliefern.“ Tosender 
Applaus, Beifall, Unterstützung. „Jetzt 
geht’s los“, ruft eine Gruppe, „Wir sind 
dabei“, eine andere. Bauern ziehen auf die 
Bühne. Jeder einzelne mit einem Buchsta-
ben in der Hand. „LIEFERSTOPP“. Der 
Song „No milk Today“ aus den kämpfe-
rischen 60er Jahren wird zur Hymne. Die 
abschließende Frage von Romuald Scha-
ber: „ Seid ihr bereit, solidarisch zu sein?“, 
geht im Getöse unter. In den kommenden 
Tagen zeigt sich, dass neben den 9.000 
Anwesenden deutlich über 70 Prozent der 
BDM-Mitglieder die Milchlaster der Mol-
kereien vom Hof schicken.
 mn
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Drei Tage Milchstreik brauchte es, 
bevor sich Bauernverbandspräsi-

dent Gerd Sonnleitner auf den Weg zu 
den Milchbäuerinnen und Milchbauern 
machen musste. Lehnte er zu Beginn 
des Lieferstopps dies Mittel zur Durch-
setzung höherer Erzeugerpreise ab, so 
bezeichnete er es drei Tage später im-
merhin „als gerechtfertigtes Signal“ 
und stellte es den Bäuerinnen und Bau-
ern frei, ihre Entscheidung dafür oder 
dagegen zu treffen. Nach dem Motto: 
so viel Unterstützung wie nötig, um 
nicht den offenen Aufstand der Mit-
glieder gegenüber ihres Verbandes zu 

Wir rücken zusammen!
Milchbäuerinnen und Milchbauern streiken, bewegen und solidarisieren sich

riskieren und so wenig Unterstützung 
wie möglich, um den Bundesverband 
Deutscher Milchviehhalter (BDM) viel-
leicht doch noch scheitern zu sehen, 
bewegt sich der Bauernverband wie die 
eine Kuh, die es in jeder Herde gibt und 
die immer einen extra Klaps aufs Hin-
terteil braucht, wenn es irgendwo hin 
geht. Und sobald sie die Lücke sieht, 
einen Moment der Unachtsamkeit, 
dreht sie um und läuft wieder in die 
andere Richtung. Einen Systemwechsel, 
wie der BDM ihn will, Mengensteue-
rung, Marktbeeinflussung, will der 
Bauernverband nicht, seine Funktio-

näre profitieren vom vorhandenen Sys-
tem, so reichen ihm ein paar Cent mehr 
Milchgeld, damit die Bäuerinnen und 
Bauern wieder den Mund halten. 

Milchhunger
Drei Tage Milchstreik brauchte es, bis 
die Milchindustrie zugeben musste, 
dass die Lagerbestände und Spotmärkte 
doch nicht so groß sind und der Ein-
fluss der Bäuerinnen und Bauern nicht 
so klein, als dass es nicht doch zum 
Lieferengpass kommen könnte. Aber es 
brauchte auch nur drei Tage, um sie die 
„schmutzigen“ Argumente auspacken 

zu lassen: Es sei verwerflich, angesichts 
der Hungernden der Welt Milch weg-
zuschütten. 
Zum Glück hatte es keine drei Tage 
Milchstreik gebraucht, bevor Vertreter 
kirchlicher Hilfsorganisationen sich so-
lidarisch mit den Milchbäuerinnen und 
Milchbauern erklärt und keinen Zwei-
fel daran gelassen hatten, dass sie zu 
dem drastischen Mittel des Milchweg-
schüttens stehen können, da es faire 
Handelssysteme hier wie da braucht. 
Fair ist, dass sich Biobäuerinnen und 
Biobauern solidarisieren, schließlich 
brauchen auch sie den passenden poli-
tischen Rahmen für faire Preise. Des-
halb fordert Bioland Bundeslandwirt-
schaftsminister Horst Seehofer, der sich 
schon früh verbal auf die Seite der 
Milchbäuerinnen und Milchbauern ge-
stellt hatte, auf, in der EU-Agrarpolitik 
entsprechend zu handeln.

Milchdomino
Drei Tage Milchstreik haben einen gi-
gantischen Dominoeffekt in Gang ge-
setzt. „Es ist jetzt schon etwas Positives 
erreicht: Die Bauern sind solidarisch“, 
sagt BDM-Milchbauer Joachim Schoof 
aus Schleswig-Holstein, wo seiner Ein-
schätzung nach längst mehr Nicht-
BDM-Mitglieder streiken als Mit-
glieder. Er spricht gerne über „baye-
rische Verhältnisse in Schleswig-Hol-
stein“. Auch bei Christian Thiele in 
Südniedersachsen sind es „200 % der 
BDM-Mitglieder“, die ihre Milch nicht 
abliefern. Auch deswegen, weil der 
Sohn ihres Nordmilch-Molkereivor-
standes sie öffentlich als „dumm“ be-
zeichnet und die Stimmung damit ange-
heizt hat. Helmut Hercher, Geschäfts-
führer der thüringischen Agrargenos-
senschaft Königssee sieht das genau 
anders herum: „Jeder, der noch ein 
bisschen Geist im Kopf hat, macht 
mit“, sagt er und schickt seine Beleg-
schaft los zum Molkereiprodukte kau-
fen. Die Belegschaft der Molkerei in 
Stendal musste da schon mangels Roh-
stoff nach Hause geschickt werden. 
Vor unzähligen anderen Molkereien 
gibt es Demos und Kundgebungen, 
zwei bäuerliche Vertreter im Vorstand 
der Milchunion Hocheifel traten zu-
rück, solidarische Shoppingaktionisten 
„nehmen Ware vom Markt“. Bäue-
rinnen und Bauern bewegen etwas, und 
es werden immer mehr, die begreifen, 
dass sie das können. „Wir rücken ein 
bisschen zusammen und dann nehmen 
wir alle mit“, sagt Stefan Mann, hes-
sischer Milchbauer und zweiter BDM-
Vorsitzender, „es geht um die Bauern.“
 cs

Viel Zustimmung gab’s für die Redner bei der Auftaktdemo in München Foto: Jasper

Nur ein gerechter Milchpreis sichert 
die Zukunft der bäuerlichen 

Milchwirtschaft. Niemand weiss das so 
gut wie die Bauern der Upländer Bau-
ernmolkerei. Die Molkerei mit ihrem 
Erzeugerfairmilchprojekt zahlt seit lan-
gem einen der höchsten Milchpreise in 
Deutschland. Dass das Anliegen des 
Bundesverbands Deutscher Milchvieh-
halter bei ihren Mitgliedern und den 
Mitarbeitern breite Unterstützung fin-
det ist da selbstverständlich. Doch wie 
verhält man sich als Landwirt gegenü-
ber der eigenen Molkerei, wenn diese 
einen fairen Preis zahlt (43 Cent für 
konv. Milch und 50 Cent für Biomilch), 
man aber trotzdem Solidarität mit dem 
Berufsstand zeigen will?

Nur gemeinsam sind wir stark
Unter diesem Motto könnte man das 
Vorgehen von Molkerei und Bauern 

zusammenfassen. Zeitgleich zur Auf-
taktdemo in München (siehe Seite 12) 
trafen sich die Bauern und die Molke-
reiführung, um gemeinsam nach Lö-
sungen zu suchen. Während man par-
allel über Handy die Rede von Ro-
muald Schaber verfolgte, entstand der 
Plan, die eigene Milch einem gemein-
nützigen Zweck zuzuführen. Zwei 
Tage, so die Absprache, wird die ge-
samte Milchmenge, immerhin 170.000 
kg, zu Butter und Milchpulver verar-
beitet. Die 32.000 Päckchen Butter 
werden an Tafeln für Arme und Be-
dürftige in Nordhessen verteilt. Die 
anfallende Magermilch wird zu 15 t 
Milchpulver verarbeitet. Ärzte ohne 
Grenzen, denen das Milchpulver ge-
spendet wird, verarbeiten es zu einer 
therapeutischen Fertignahrung. „Wir 
brauchen diese Nahrung für mangeler-
nährte Kinder. Zum Beispiel im Tschad 

Solidarität und ein tolles Projekt
Milchbauern spenden Milchpulver für Ernährungsprogramm

in der Nähe von Darfur gibt es Flücht-
lingslager, in denen diese Fertignahrung 
benötigt wird“, sagt Oliver Molden-
hauer von Ärzte ohne Grenzen.
Mit ihrer Solidaritätsaktion spenden 
die Bauern der Upländer Bauernmolke-
rei 100.000 Euro für gemeinnützige 
Zwecke.
Neben dem einstimmig beschlossenen 
Streik werden die Bauern im Anschluss 
einen Cent pro Liter Milchgeld zurück-
legen, um damit ihre konventionellen, 
im Streik befindlichen Kollegen zu un-
terstützen. mn
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Solidarität mit den Milchbauern
„Brot für die Welt“, FIAN, Germanwatch und die Arbeitsgemein-
schaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) unterstützen den Liefer-
stopp als ein legitimes Mittel zur Forderung der Milchbauern nach 
kostendeckenden Erzeugerpreisen. Faire Erzeugerpreise in Europa 
sind eine Voraussetzung für einen fairen Handel. mh

Das alte System retten
Die Bauern stehen zusammen. Keine Milch den Molkereien und 
dem Handel. Vor allem die Lebensmittelkonzerne - allen voran 
EDEKA und Lidl – sehen offenbar ihren Ruf, ihre Macht und ihre 
Umsätze in Gefahr. Wie die Lebensmittelzeitung (LZ) mitteilte, pla-
nen die beiden Unternehmen ein Angebot von „fairer Milch“ in ihr 
Programm aufzunehmen. Mit fünf Cent für die Bauern soll deren 
Unmut offenbar besänftigt werden. Als Lieferanten sind  eine 
Handvoll Genossenschaftsmolkereien im Gespräch. Bei Molkereien 
wird das Ansinnen kritisch gesehen. „Mir hat bisher noch keiner 
erklären können, wie das funktionieren soll“, so ein Molkereichef. 
Ideengeber ist laut LZ der Deutsche Bauernverband. mn

Und die anderen?
FRANKREICH
Mit verschiedenen Aktionen u. a. die Blockade von Molkereien 
durch die Organisation Producteurs de lait (OPL) wird versucht, den 
Export von Milch in die Nachbarländer zu verhindern.

ITALIEN
Am Freitag, den 
30.5.2008 trafen sich die 
norditalienischen Agrar-
verbände, unter ihnen 
das EMB-Mitglied APL 
Pianura Padana, um über 
die Option Milchliefer-
stopp zu entscheiden. Das 
Ergebnis lag zum Redak-
tionsschluss noch nicht 
vor.

LUXEMBURG
Auch das Luxemburg 
Dairy Board mit seinen 
Mitgliedern hat sich dem 
Milchstreik in den ande-
ren Ländern angeschlos-
sen.

NIEDERLANDE
Fast 3000 Mitglieder des Dutch Dairy Board haben inzwischen ihre 
Milchlieferung eingestellt. Mit einer Kundgebung haben sie 
gemeinsam mit ihren deutschen Kollegen die Molkerei DOC in Hoo-
geveen für Stunden blockiert.

ÖSTERREICH
Der Milchlieferstopp in Österreich ist gestartet. Begleitet wird er 
von zahlreichen öffentlichen Diskussionen zum Thema faire Erzeu-
germilchpreise. Auch der Zusammenhang von Fußball und Milch 
soll vermittelt werden. Immer begleitet von der Kunstkuh Fairo-
nika.

SCHWEIZ
Etwa 1000 Milcherzeuger beteiligen sich bereits bis Redaktions-
schluss. Faironikas aus acht europäischen Ländern haben ihre Stel-
lung vor dem Mannschaftsquartier der Schweizer Fußballmann-
schaft bezogen.

BELGIEN
In Ostbelgien liefern knapp 70% der Bauern keine Milch mehr ab.

DÄNEMARK
Der Milcherzeugerverband Landsforeningen af Danske Maelkepro-
ducenter (LDM) sorgt dafür, dass die Molkerei ARLA keine Milch 
mehr nach Deutschland liefert. Im Gegenzug verhindern deutsche 
Milcherzeuger, dass Milch aus Deutschland zu Aldi Dänemark 
gelangen kann. mn

Als Milchbäuerin geht mir das Herz auf, 
wenn ich die große Solidarität sehe, die 

hier heute zum Tragen kommt. Es ist ein gi-
gantisches Bild, so viele Bäuerinnen und Bau-
ern zu sehen, die hier für ihre Interessen ein-
treten! Aber ich stehe hier nicht nur als Kol-
legin, sondern auch um die solidarischen 
Grüße der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche 
Landwirtschaft zu überbringen. Für uns als 
bäuerlicher Verband war es keine schwere 
Entscheidung, uns klar und eindeutig auf die 
Seite des BDM zu stellen. Wir unterstützen 
diese Bewegung offensiv! Die AbL hat ver-
gangene Woche alle ihre befreundeten, nicht-
landwirtschaftlichen Organisationen ange-
schrieben, um auch von ihnen die Solidarität 
mit den Milchbauern einzufordern, denn es 
wird viel Druck und öffentliche Debatten ge-
ben. Wir müssen gemeinsam aufzeigen, dass 
die Art, wie Landwirtschaft betrieben wird, 
weit in unsere Gesellschaft hinein wirkt: Es 
geht um Ernährungssouveränität, Umwelt, 
Kulturlandschaft, ländliche Entwicklung, ge-
sellschaftliche Werte – um nur einige Stich-
worte zu nennen! Es geht um weit mehr als 
um einen kostendeckenden Preis! Es geht 
auch um mehr als um die Frage, wie künftig 
die Märkte geregelt werden, die diesen fairen 
Preis ermöglichen! Es geht für die Zukunft 
besonders darum, dass wir endlich als gleich-
berechtigte Partner akzeptiert werden. Wir 
wollen auf Augenhöhe mitbestimmen, das 
Angebot am Markt selber regeln, keine belie-
big austauschbaren Rohstofflieferanten sein. 
Doch mit der Forderung nach Mitbestim-
mung werden die alten, eingefahrenen Struk-
turen von Milchindustrie, Bauernverband 
und Politik ins Wanken gebracht! Dieses 
Trio, das meist im engen Schulterschluss die 
Weichen für uns gestellt hat, hat selbst in un-
serer jetzigen prekären Situation die Zeichen 
der Zeit nicht erkannt: Die EU Kommission 
plant zusätzlich zu den jetzt aufgestockten 2 
Prozent Quote weitere Aufstockungen um 
jährlich 1 Prozent ab 2010/11 bis 2015. Und 
sie wissen genau, dass damit Überschüsse ent-
stehen. Und vor allem wissen sie, dass sie un-
seren Preis massiv unter Druck setzen, sie 
nehmen es billigend in Kauf. So wird vom 
Milchindustrieverband jetzt schon der Ruf 
nach „Marktstützung“ laut. 
Für die so genannten Turbolenzen der Milch-
wirtschaft wird auch wieder das Allheilmittel 
Strukturwandel auf Erzeuger- wie Verarbei-
terseite hervorgeholt. In den letzten zehn Jah-
ren haben sich die Milchviehbetriebe halbiert, 
die Anzahl Molkereien ging um 60 Prozent 
zurück, doch das ist offensichtlich zu wenig! 
Beklagt wird, dass wir im europäischen Ver-
gleich hinterher hinken. Aber: geht es denn 
den Kolleginnen und Kollegen in unseren 
Nachbarländern besser? Haben dort die 
Milchviehbetriebe einen kostendeckenden 
Preis? Ist es in der Vergangenheit für die ver-
bleibenden Betriebe durch den Strukturwan-

del besser geworden? Wie lange sollen wir 
uns denn noch anpassen und durch mehr In-
vestition, mehr Risiko, mehr Arbeit und we-
niger Verdienst zu Dumpingpreisen produzie-
ren und mit der Übermenge dann noch die 
Märkte der Bäuerinnen und Bauern in den 
ärmsten Ländern der Welt stören und zerstö-
ren?

Solidarität
Der BDM hat ein schlüssiges Konzept, und 
dafür bin ich ihm sehr dankbar. Er setzt auf 
Solidarität aller Beteiligten, auf ein gemein-
sames Agieren am Markt, das uns eine Exis-
tenz ermöglicht. Dafür müssen wir nicht nur 
einstehen, dafür müssen wir nun auch kämp-
fen. Wir brauchen keine Globalisierung der 
Konzerne, wenn nur Wenige sich die angeb-
lich freien Märkte dann aufteilen, während 
die Arbeit und das Risiko Andere tragen müs-
sen. Was nützen billige Verbraucherpreise, 
wenn die Produktionen mit Subventionen 
über Wasser gehalten werden. Staaten sind 
nicht für die Betriebswirtschaft von Konzer-
nen zuständig, auch nicht für die Betriebs-
wirtschaft auf meinem Hof – dafür sorge ich 
selber. Sondern sie sind verantwortlich für 
ihre Volkswirtschaften – dazu gehört auch, 
dass die Menschen nicht nur Arbeit haben, 
sondern auch von dieser Arbeit ihren Lebens-
unterhalt bestreiten können. Dann können 
alle faire Preise bezahlen – überall beim Ein-
kaufen. Das müssen wir der Politik verdeutli-
chen, wenn es sein muss mit Nachdruck, so 
wie heute. Denn alte Strukturen aufzubre-
chen, ist nicht mit einer einzigen Hau-Ruck-
Aktion beendet. Wir greifen hier langjährig 
gewahrte Pfründe an! Doch wenn wir stand-
fest bleiben, wird niemand an uns vorbeikom-
men. Wo auch immer Milch gehandelt wird 
– erst einmal müssen wir sie melken! Es ist ein 
sehr steiniger, aber auch ein lohnender Weg, 
weil es der einzige Weg ist, aus dieser Spirale 
von Druck und Abhängigkeit heraus zu kom-
men. 

Maria Heubuch

„Wir unterstützen diese Bewegung!“
Rede der AbL-Bundesvorsitzenden Maria Heubuch zur Milchpreisoffensive

Zeit zum Handeln! Foto: Jasper
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Genmais für 
DLG-Feldtage 
zerstört
Im Vorfeld der Feldtage 
der Deutschen Landwirt-
schafts-Gesellschaft 
(DLG), die Ende Juni im 
thüringischen Buttelstedt 
bei Weimar stattfinden, 
haben unbekannte Gen-
technik-Gegner in einer 
gezielten Aktion eine 
240 Quadratmeter große 
Fläche mit Bt-Mais zer-
stört. Gemeinsam mit 
dem Verein Innoplanta 
und der Arbeitsgemein-
schaft Innovativer Land-
wirte (AGIL) hatte Mon-
santo den Mais dort zu 
Demonstrationszwecken 
ausgesät. cs

2008 keine 
Freisetzungs-
versuche 
Der französische Saatgut-
produzent Limagrain will 
aufgrund der allgemei-
nen politischen Lage 
keine Freisetzungsversu-
che mit Genmais in die-
sem Jahr in Frankreich 
durchführen. Man 
fürchte Feldzerstörungen 
und zu viele behördliche 
Auflagen. Es fehle das 
notwendige Vertrauen. 
Limagrain will in etwa 
fünf Jahren mit eigenen 
gentechnisch veränder-
ten Maissorten auf den 
Markt und dann Mon-
santo mit Sorten Konkur-
renz machen, die für 
Trockenstandorte geeig-
net sind. cs

M

Manchmal werden gesetzlichen Rege-
lungen so dringend erwartet, dass es 

den Beteiligten am Ende – zumindest in 
einem gewissen Rahmen – gar nicht mehr 
so drauf ankommt, welche Details darin 
stecken. Ein bisschen ist es so mit der so-

bislang dürfen nur offiziell durch das Bun-
dessortenamt geprüfte und zugelassene 
Sorten als Saatgut gehandelt werden. Er-
halter alter Sorten bewegen sich in einer 
gewissen juristischen Grauzone, wenn sie 
Samen als Schmuckstücke für die Vitrine 

eine definitive Zusage zu einer schnellen 
Umsetzung gegeben hat. Diese sollte dann 
die Schwächen, die man vielleicht der EU-
Regelung vorwerfen kann, ausgleichen. 
Die Kritikpunkte der betroffenen Praktiker 
beziehen sich hauptsächlich auf den entste-
henden Bürokratismus und auf bestimmte 
Reglementierungen, die praxisfern sind. So 
wird es eine Anbau- und Vermarktungsbe-
schränkung der Erhaltungssorten auf ihre 
Herkunftsregion geben. Nur begründete 
Ausnahmen lassen auch Vermarktung dar-
über hinaus zu unter der Voraussetzung, 
dass noch genug Saatgut in der Herkunfts-
region verbleibt. Neben einem überbor-
denden Kontrollaufwand, den so etwas 
nach sich zieht, stellt sich auch die Frage 
der Sinnhaftigkeit. In sofern wird es drin-
gend geboten sein, in der nationalen Rege-
lung den Begriff der Herkunftsregion ent-
sprechend weit zu fassen. Ähnlich kritisch 
muss man die Mengenbeschränkung auf 
0,5 Prozent bzw. 0,3 Prozent – unter-
schiedlich je nach Kulturart – der Gesamt-
anbaumenge der Art oder auf nicht mehr 
als 100 ha pro Erhaltungssorte sehen. „Es 
wird ständig von Verschlankung geredet 
und hier baut man einen riesigen Verwal-
tungsaufwand auf“, sagt Karl-Josef Mül-
ler, bio-dynamischer Getreidezüchter aus 
Niedersachsen. Trotzdem wartet er drin-
gend auf die Regelung, um endlich Saatgut 
offiziell verkaufen zu können. In Deutsch-
land geht man von einer relativ liberalen 
Ausgestaltung des nationalen Gesetzes aus 
oder hofft zumindest darauf. In anderen 
EU-Ländern fürchten Erhaltungsinitiativen 
durchaus die mit der Regelung auch zu 
erwartenden Zwänge, die ihnen dadurch 
entstehen könnten.

cs

Besser eine als keine
Die EU will endlich den Umgang mit Erhaltungssorten regeln

Knollenvielfalt bald offiziell vermarktbar? Foto: Kölling

genannten Erhaltungssortenregelung, die 
nun schon einige Jahre in Brüsseler 
Schreibtischen schmort. Initiativen zur Er-
haltung alter Kultursorten aber auch die 
Szene der ökologischen Saatgutzüchter 
versprechen sich von dieser Regelung end-
lich eine Möglichkeit, im wahrsten Sinne 
des Wortes die Früchte ihrer Bemühungen 
angemessen vermarkten zu können. Denn 

oder gegen eine Spende abgeben. Das soll 
sich nun endgültig ändern, denn wenn 
nicht noch wieder in letzter Minute etwas 
dazwischenkommt, wird die EU-Kommis-
sion noch im Juni einem Vorschlag für 
eine Erhaltungssortenregelung zustimmen. 
Damit wäre dann der Weg frei für ein na-
tionales Gesetz durch das Bundeslandwirt-
schaftsministerium, welches vor Monaten 

So ganz ausgewogen ist eine Gesprächs-
runde beim Minister wohl nicht, wenn 

nur der Vertreter einer Interessengruppe 
dazu eingeladen wird, die Gegenseite aber 
nicht. Zum Glück saßen dort auch zwei 
Volksvertreter aus dem Bundestag, die in 
diesem Fall die Befindlichkeiten der nicht 
eingeladenen Bäuerinnen und Bauern auf 
dem Zettel hatten. Geladen hatte also Bun-
deslandwirtschaftsminister Horst Seehofer 
einmal mehr zum Thema Nachbaurege-
lung den Vorsitzenden des Bundesver-
bandes deutscher Pflanzenzüchter (BDP) 
Kartz von Kameke und die beiden Bundes-
tagsabgeordneten Peter Bleser von der 
CDU und Elvira Drobinski-Weiß von der 

SPD. Es wird berichtet, von Kameke habe 
– auch einmal mehr – die Situation der 
Pflanzenzüchter bejammert, die nicht wis-
sen, wie sie an ihr Geld kommen sollen. 
Bleser wie auch Drobinski-Weiß haben 
daraufhingewiesen, dass es eine klare 
rechtliche Regelung gibt. Und Drobinski-
Weiß regte an, man könne schließlich auch 
darüber nachdenken, die Nachbauge-
bühren auf die Z-Lizenzgebühren draufzu-
legen. Sich dazu etwas zu überlegen beka-
men die Mitarbeiter des Bundesministeri-
ums als Hausaufgabe mit. Befriedigt haben 
wird das Kartz von Kameke nicht, hatte er 
doch gerade erst auf der BDP-Mitglieder-
versammlung einen „starken Schutz des 

geistigen Eigentums“ als unerlässlich für 
„den Zukunftsfortschritt“ dargestellt. Auf 
derselben Veranstaltung gab es noch ein 
echtes Schmankerl des Bauernverbandes. 
Der DBV-Vizepräsident rühmte sich da-
mit, seinerzeit als Mitglied des Bundestages 
für die Nachbauregelung eingetreten zu 
sein. Dass er sich da noch dran erinnert … 
viele andere beim Bauernverband haben 
das längst vergessen …

cs

Noch eine Runde …
Zur Nachbauregelung trafen sich erneut der Minister und andere – nicht alle
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In einer ungewöhnlichen Aktion wurden 
von der KWS Saat AG auf dem von Gen-

technikgegnern besetzten Feld in Northeim 
(Niedersachsen) nach etwa zweiwöchiger 
Besetzung genmanipulierte Zuckerrüben 
ausgesät. Die KWS Saat AG, die den Zu-
ckerrüben-Versuch leitet, rückte nach eige-
nen Angaben mit etwa 450 Mitarbeitern auf 
dem besetzten Acker an, bildete eine Men-
schenkette, verstärkte diese mit einem Zaun 
und säte auf der so abgegrenzten Fläche die 
Zuckerrüben aus. Die Polizei überwachte die 
Aktion. Den Besetzern, vor allem Studen-
tInnen aus Witzenhausen, wurde ein Ultima-
tum gestellt, bis zu dem die restliche Fläche 
verlassen werden sollte. Zu einer Zwangs-
räumung durch die Polizei kam es nicht. Am 
folgenden Tag fand ein Trauerzug der Gen-
technikgegner zum „Tod des gentechnik-
freien Ackers“ statt. Trotz des gescheiterten 
Versuchs der Studenten, die Aussaat zu ver-
hindern, wurde die Aktion und ihr Ausgang 
auch in überregionalen  Medien veröffentli-
cht. Im Gegensatz zur Feldbefreiung, bei der 
das Feld, die genmanipulierte Saat oder – 

Pflanzen in einer kurzen Zeitspanne zerstört 
werden, gelingt es den Besetzern, die meist 
mehrere Tage oder Wochen vor der Aussaat 
auf dem Feld kampieren, die Öffentlichkeit in 
die Aktion miteinzubeziehen und einen Dis-
kurs anzuregen. Das sei das Besondere an 
dieser Form des Widerstands, so Jörg Berg-
stedt, ein Gentechnikgegner. Dass die KWS 
wegen etwa zehn anwesenden Besetzern solch 
einen Aufwand betreibt sei für ihn ein Erfolg. 
Dadurch gewinne die Aktion an Gewicht und 
finde die gewollte Aufmerksamkeit in der Öf-
fentlichkeit. Diese Form der Demonstration 
gegen Gentechnik gab es schon Mitte der 90 
er Jahre. Dann wurde es still um die Besetzer-
aktionen, erzählt Bergstedt.  Erst im April 
2007 kam es wieder zu einer Feldbesetzung, 
damals in Lüsewitz. Das Jahr 2008 verzeich-
net neun Besetzungen dieser Art, wobei die 
Aussaat von gentechnisch verändertem Saat-
gut laut Feldbefreierin Susanne Mähne, auf 
dem Gerstenfeld in Giessen, dem Maisfeld in 
Oberboihingen und dem Maissortenversuch 
in Groß Gerau erfolgreich verhindert werden 
konnte. mh

Passiver Widerstand auf dem Acker
Neue Form des Protests gegen Gentechnik

Es war noch dunkel, als sie kamen und 
den Zaun zum IPK in Gatersleben 

überwanden. Ihr Ziel: das Versuchsfeld, 
auf dem die Wissenschaftler gegen den 
Protest vieler tausend Bürger, Unterneh-
men und Organisationen gentechnisch ver-
änderten Weizen ausgesät hatten. In un-
mittelbarer Nachbarschaft, nur wenige 
100 Meter von den Vermehrungsflächen, 
auf denen die Genbank jedes Jahr viele 
verschiedene alte Weizen-Sorten zum Er-

halt anbaut. Dem Vorwurf, dass mit den 
Freisetzungsversuchen  gentechnische Ver-
unreinigungen der alten Kulturpflanzen 
einer der weltweit bedeutendsten Gen-
banken vorsätzlich in Kauf genommen 
wird, begegnen die zuständigen Wissen-
schaftler mit Ignoranz. Allein der Ge-
schäftsführende Direktor der Genbank, 
Andreas Graner, wird nicht müde, die sei-
ner Meinung nach bestehende Unbedenk-
lichkeit der Versuche zu beteuern und ei-

nen Freifahrtschein für die Wissenschaft 
zu fordern. Vielleicht war es gerade dieses 
stoische Nicht-Verstehen-Wollen, das die 
sechs Leute dazu brachte, selbst aktiv zu 
werden. Es war keine spontane Handlung 
nach einem durchzechten Kneipenabend, 
bekomme ich in einem Gespräch bestätigt. 
Ganz bewusst habe man eingeplant, sich 
der Polizei zu stellen, haben sich die sechs 
Personen den Zeitplan genau so gesteckt, 
dass sie auf dem Gelände sind, wenn es 
gerade hell wird. Man wollte nicht heim-
lich im Dunkeln kommen und sich wie 
jemand, der Unrechtes tut, wieder weg-
schleichen. Dennoch sollte genügend Zeit 
bleiben, um die „Arbeit“ zu verrichten. 
11.200 Weizenpflanzen sollten mit der 
Hacke am weiteren Wachstum gehindert 
werden. Der einsame Wachmann erkannte 
schnell, dass er gegen die Feldbefreier 
nichts ausrichten konnte. Nach der Ma-
nier der Besetzer sollte der einmal über-
wundene Zaun nun dazu beitragen, der 
schnell verständigten Polizei den Zutritt 
zum Gelände zu verwehren. Dass gerade 
in dieser Nacht die Eingangstore des Ge-
ländes offen standen und sich nicht mit 
Fahrradschlössern verriegeln ließen, war 
nicht eingeplant gewesen. So endete die 
Feldbefreiung nach ca. einer Viertelstunde. 
Ihr Ziel haben die Feldbefreier nicht ganz 
erreicht. Nur zwei Drittel der Pflanzen 
wurden beseitigt. Aus wissenschaftlicher 
Sicht ist der Versuch jetzt nahezu wertlos. 
Das IPK will den gentechnischen Weizen 
dennoch weiter wachsen lassen. Man 
könne noch einzelne Pflanzen auf den ver-
änderten Proteingehalt testen, so der Pres-
severantwortliche trotzig. Das politische 
Signal des IPK ist unmissverständlich: 
„Wir machen weiter.“ Auch im kommen-
den Jahr soll der Weizenversuch fortge-
führt werden. Allerdings ist noch nicht 
geklärt, an welchem Standort und ob er 
überhaupt eine Genehmigung erhält. Von 
Gatersleben scheint man Abstand genom-
men zu haben. Vielleicht geht man auch 
ins Ausland.
Viele dieser Scherben hätten vermieden 
werden können, wenn sich die Verant-
wortlichen, allen voran Andreas Graner 
nicht stur auf genau diesen Standort einge-
schossen hätten, denn selbst das Bundes-
amt für Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit hatte in einem Schreiben 
zur Genehmigung geraten, den gentech-
nisch veränderten Weizen nicht am glei-
chen Standort mit alten Kultursorten an-
zubauen. Betrachtet man die Freisetzung 
und  Blüte des Weizens und die zu be-
fürchtende Verunreinigung der im Nach-
bau befindlichen alten Kultursorten als 
Gefahr im Vollzug, bleibt letztendlich gar 
keine andere Wahl, als das Feld zu be-
freien. mn

Fast kein Gen-Weizen mehr in Gatersleben
Eine Gruppe von Feldbefreiern hat in der Wiege des Saatguts die Kontaminationsquellen (fast) vollständig beseitigt

Die KWS sät unter Polizeischutz Foto: Libomedia
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„Auch Nieder-
möllrich ohne 

Genmais“
Protest lohnt sich – Mon-

santo verzichtet nun 
auch in 2008 auf den 

geplanten Freilandver-
such in Wabern/Nieder-

möllrich. Wie schon in 
2007 verhinderte der 

gemeinsame Widerstand 
des Aktionbündnisses aus 

Bürgerinitiative, Natur-
schutzverbänden, Kir-

chen und Kommunen des 
Schwalm-Eder-Kreises, 

dass Monsanto mit dem 
Versuchsanbau von Gen-
mais in Nordhessen seine 
Standortstrategie durch-

setzen konnte. Jedoch 
gilt die Anbaugenehmi-

gung des BVL bis 2011 
und Monsanto behält 

sich vor, bei anstehenden 
„weiteren Aspekten wis-
senschaftlicher Fragestel-
lung“ an dem Anbauvor-

haben auf 5 ha Fläche 
bei Niedermöllrich fest-
zuhalten. Ob dies eine 

neue ministerielle 
Genehmigung zur Folge 

haben wird, ist noch 
strittig. Somit wird die 

weiterführende Aufklä-
rung der Bevölkerung 

durch das Aktionsbünd-
nis zu den Themen Gen-

technik, Patente und 
Ernährung fortgesetzt. 

Zusammen mit Landwir-
ten und Lebensmittelpro-

duzenten wird darauf 
hin gearbeitet, dass eine 

gemeinsame Verpflich-
tung – die „Niedermöllri-

cher Erklärung“ – den 
Verzicht von gentech-

nisch veränderten Pro-
dukten für die Zukunft 
sicher stellt. Mit dieser 

Vereinbarung soll auch 
im konventionellen 

Bereich erreicht werden, 
die Gentechnikfreiheiheit 

der Lebensmittel vom 
Acker bis in den Ein-

kaufskorb zu gewährlei-
sten und damit die Ver-

marktungschancen regio-
naler Produkte zu 

 steigern.
Manfred Gunia, 
Bürgerinitiative 

 Niedermöllrich/Lohre

M



Sie haben für das Gen-ethische Netzwerk 
an den Verhandlungen des Protokolls zu 
Biologischer Sicherheit der Biodiversi-
tätskonvention in Bonn teilgenommen, 
macht es Sinn auch für Nichtdeligierte 
dort zu sein?
An den Verhandlungen teilzunehmen ist 
wichtig, da im Gegensatz zu anderen UN-
Konferenzen die Konvention für Biolo-
gische Vielfalt (CBD) und das Cartagena-
Protokoll sehr offen für die Zivilgesell-
schaft ist. Das heißt, man darf als Beob-
achter fast überall dabei sein und hat viele 
Möglichkeiten, den eigenen Regierungen 
auf die Finger zu sehen, aber auch sich mit 
den Deligierten auszutauschen. Vor allem 
die Arbeit mit Delegierten aus Entwick-
lungsländern ist dabei sehr wichtig, da 
diese Delegationen häufig sehr klein sind, 
und stark benachteiligt sind, wenn über 
Tage mehrere wichtige Arbeitsgruppen 
parallel und ohne Übersetzungen stattfin-
den.

In den Verhandlungen zum sogenannten 
Cartagena-Protokoll stand diesmal die 
Frage der Haftung bei Schäden durch 
gentechnisch veränderte Organismen 
ganz oben auf der Tagesordnung …
Ja, das Ziel für 2008 war der Abschluss 
einer rechtsverbindlichen Regelung in der 
Frage, in wie weit Unternehmen haften 
müssen, wenn gentechnisch veränderte Or-
ganismen in die biologische Vielfalt schä-
digend eingreifen. Offene Fragen sind da-
bei z. B., ob eine gentechnische Kontami-
nation von Wildpflanzen überhaupt ein 
Schaden ist oder Haftung gesetzlich gere-
gelt werden darf, kann oder muss. Seit der 
letzten Konvention vor zwei Jahren war 
viel diskutiert worden und doch sah es 
dann plötzlich während der Verhand-
lungen hier aus, als bliebe am Ende gar 
nichts.

Warum, was war passiert?
Drei Tage vor Beginn der Verhandlungen 
hat CropLife International, der internatio-
nale Dachverband, in dem die großen 
Saatgut- und Gentechnik-Konzerne orga-
nisiert sind, ein Papier vorgelegt, mit dem 
sie die Haftung auf freiwilliger Basis regeln 
wollten. Die Vorschläge enthielten aber so 
viele Löcher, dass kaum noch Haftung 
möglich gewesen wäre. Zum Beispiel sah 
das Papier vor, dass immer nur ein Verur-
sacher für den gesamten Schaden haften 
muss, nicht dass es auch Mehrere sein 
können. Der Schaden hätte so detailliert 
nachgewiesen werden müssen, wie es in 
der Praxis eigentlich unmöglich ist. Am 
Ende wurde das Papier abgelehnt, aber die 

Diskussion darüber, weil es auch Länder 
gab, die diese freiwilligen Regelungen gut 
fanden, nahm viel Zeit in Anspruch. Und 
dann musste man sich erst wieder dahin 
bewegen, dass es nun doch einen rechtlich 
bindenden Text geben sollte. 82 Länder 
haben gesagt: Wir wollen das, aber Japan 
hat blockiert und da das Konsensprinzip 
herrscht, musste man weiter verhandeln.

Warum haben sich die japanischen Deli-
gierten so verhalten?
Das kann man nur spekulieren, denn ei-
gentlich gehört Japan zu den Importeuren 
landwirtschaftlicher Produkte, müsste also 
ein Interesse daran haben, sich gegen Uner-
wünschtes von außen zu schützen. Anderer-
seits findet in Japan in zwei Jahren die 
nächste Biodiversitätskonferenz statt und 
vielleicht wollte man hier die Ergebnisse 
runterfahren, damit die Erwartungen an die 
Verhandlungen in Japan nicht so hoch sind. 
Schließlich fällt ein Scheitern auch immer 
auf den Gastgeber zurück. Und dann gibt 
es eben immer auch Absprachen zwischen 
teilnehmenden Ländern und Einflussnahme 
von Ländern, die dem Protokoll nicht bei-
getreten sind und dementsprechend weg-
weisende Einigungen verhindern wollen, 
wie die USA oder Kanada.

Und was ist nun am Ende dabei heraus-
gekommen?
Es haben am Ende alle gesagt: Ja, wir kön-
nen daran weiter diskutieren. Das ist ge-
messen daran, dass eine verbindliche Re-
gelung hätte fertig sein sollen, enttäu-
schend, gemessen daran, dass man sich 
durch das Industriepapier hätte total fest-
fahren können, ohne überhaupt noch die 
geringste Aussicht auf eine Rechtsgrund-
lage zu erhalten, immerhin nur ein Auf-
schub.

Brauchen wir eine verbindliche Rechts-
grundlage?
Wir in Deutschland, mit unserem Gentech-
nikgesetz, in dem es eine relativ detaillierte 
Haftungsregelung zu Umweltschäden gibt, 
und mit einer starken EU, die im Zweifels-
fall gegenüber Kanada und den USA auch 
mal die Häfen dicht macht, gehören eher 
zu denen, die nur bedingt auf eine interna-
tionale Regelung angewiesen sind. Viele 
andere Länder haben aber gar keine oder 
nur unzureichende gesetzliche Regelungen 
und eine weitaus schwächere Position ge-
genüber den Weltmächten. Die warten 
dringend auf etwas, worauf sie sich beru-
fen können. 

Vielen Dank für das Gespräch! cs

„Nur ein Aufschub“
Internationale Gentech-Haftung drohte zu scheitern, da ist schon das Man-

dat zum Weiterverhandeln fast ein Erfolg.
Ein Interview mit Antje Lorch vom Gen-ethischen Netzwerk

MON-Genehmigung ohne Grundlage  
Nachdem das Bundesagrarministerium den Gentechnik-Mais MON 
810 zunächst verbieten wollte, wurde der Anbau dann doch geneh-
migt, wenn der Monsanto-Konzern bestimmte Auflagen des Bun-
desamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) 
erfüllen würde. Das BVL verlangte Nachweise darüber, wie Mon-
santo mögliche Umweltauswirkungen in der Nähe von Gentech-
Feldern überwacht. Die Monsanto-Unterlagen, die das BVL dann 
zur Genehmigung veranlassten, sind laut Spiegel allerdings zwei-
felsbeladen: Monsanto behauptete, man werde Beobachtungs-
Daten des Deutschen Jagdschutzverbandes, des Dachverbands 
Deutscher Avifaunisten oder des Tagfalter-Monitorings des Helm-
holtz-Zentrums für Umweltforschung nutzen. Doch alle diese Orga-
nisationen haben nach eigenem Bekunden nie Kontakt mit Mon-
santo gehabt, veröffentlichen generell keine Rohdaten und haben 
zum Teil nicht einmal Beobachtungsräume in den betreffenden 
Gebieten. Greenpeace klagt deshalb auf eine einstweilige Verfü-
gung gegen die Aussaat von MON 810. pm

Aschenputtel im Wendland
Ausgerechnet im Wendland und ausgerechnet im Biosphärenreser-
vat Elbtalaue hat ein Landwirt nun GV-Mais ausgesät… Dabei gab 
es vorher immer wieder Gespräche von unterschiedlichster Seite. 
Auch kurz vor der Aussaat hatte sich die Kirche zusammen mit dem 
Landvolk noch mal ein Herz gefasst. Bauern aus dem Ort hatten 
dem GV-Anbauer sogar angeboten, den Acker mit Bio-Mais zu 
bestellen, Bio-Mais statt Gen-Mais … fehl geschlagen. Bauer Riebau 
blieb stur – zumindest zwei Hektar lang. Dann stellten sich ein Tre-
cker vor seine Sämaschine und stoppte die GV-Aussaat. Nachdem 
immer mehr Bürger und Bauern auf dem Acker zusammen kamen, 
zogen sich die beauftragten Landarbeiter mit ihren Treckern zurück 
und brachen die Aussaat ab.  Der Acker wird weiter besetzt, Mahn-
wachen abgehalten und jeden Abend wird der Acker nach GV-Mais 
abgesucht – die feinen ins Töpfchen, die schlechten zu Riebau …
av

06-2008 Gentechnik 17

Antje Lorch Foto: Gen-ethisches Netzwerk

Frankreich hat Gentechnikgesetz
Nach langwierigen Verhandlungen und einer gescheiterten Abstim-
mung hat die französische Nationalversammlung nun ein Gentech-
nikgesetz beschlossen. Darin soll im wesentlichen die Koexistenz 
geregelt werden. Noch ist allerdings offen, wie streng oder freigie-
big die Auslegung des neuen Gesetzes in der entsprechenden 
Durchführungsverordnung sein wird. So sollen erst dort beispiels-
weise Abstandsregelungen für die unterschiedlichen Kulturarten 
festgelegt werden. Die Pflanzenzüchter hoffen auf Liberalität, 
Umweltverbände und der alternative Bauernverband Confédéra-
tion Paysanne auf eine strenge Auslegung zum Schutz der gentech-
nikfreien Landwirtschaft. Bereits geregelt im Gesetz ist, dass Feld-
zerstörungen von Äckern mit gentechnisch veränderten Pflanzen 
zukünftig unter Strafe gestellt werden. Auf das derzeit in Frank-
reich noch geltenden Anbaumoratorium für den Genmais Mon 810 
hat das Gesetz keinen Einfluss. cs
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Hübsch ist das Dorf Binde bei 
Salzwedel mit seinen altmark-ty-

pischen Fachwerkhäusern entlang der 
Hauptstraße. Schade nur, dass es dau-
ernd stinkt in Binde. Und das liegt we-
niger an der Rinderanlage und der Pu-
tenmastanlage, sondern vor allem an 
der Schweine-Anlage am Ortsrand. Zu 
DDR-Zeiten, als „nur“ 7.500 Schweine 
in der Anlage gehalten wurden, habe 
man kaum was gerochen, so eine An-
wohnerin. Aber seit der „fliegende Hol-
länder“ mit seinen Schweinen die Alt-
anlage kaufte, könne man die Fenster 
kaum noch öffnen. Gemeint ist der bel-
gisch-niederländische Agrarindustrielle 
Adriaan Straathof, dessen „Straathof 
KG“ in den neuen Bundesländern mitt-
lerweile in vielen Großanlagen und 
über viele Firmen Schweine hält – in 
Gladau, Jüterbog, Fahrbinde, Medow, 
Alt-Tellin, Wendisch-Priborn, Plätz, 
Altenplathow und Binde. Und der seine 

offen und fair abgelaufen sei (das da-
malige Ergebnis: drei dafür, drei Ent-
haltungen, zwei Gegenstimmen). Vorn 
am Tisch, direkt neben dem Bürger-
meister, sitzt Straathof. Bei Fotos hält 
der gut Fünfzigjährige die Hand vors 
schmale Gesicht, sagt zunächst kaum 
etwas. Dafür berichtet Bürgermeister 
Gabriel von einem „Untersuchungsrah-
men zur geplanten Erweiterung der 
Mastanlage und der Biogasanlage“, 
von 35 Arbeitsplätzen und von 20.000 
Euro jährlichen Gewerbesteuer-Einnah-
men. Dass Herr Straathof noch keinen 
Bauantrag gestellt habe, weil zuvor 
durch ein Gutachten die Auswirkungen 
auf Boden, Wasser, Luft, Pflanzen und 
Tiere zu prüfen seien und auch die auf 
die Menschen in Binde. Erste Unmuts-
äußerungen im Saal, als er sagt, dass 
nur die Auswirkungen in einem Radius 
von einem Kilometer geprüft werden 
sollen und nicht das ganze Dorfgebiet 

fordern, dass zur Erfassung von Belas-
tung und Vorbelastung unbedingt auch 
die Geruchsimmissions-Richtlinie 
(Häufigkeit der Gerüche) und die He-
donik (Art der Gerüche) heranzuziehen 
sind. Bürgermeister Gabriel will das auf 
der nächsten Gemeinderatssitzung so 
beschließen lassen, auch die Erweite-
rung des Untersuchungsradius auf fünf 
Kilometer. Bürger berichten von ab-
sterbenden Kiefern, nur 150 Meter 
nordöstlich der Straathof-Anlage. Der 
Gestank versaue die Lebensqualität. 
Der Bürgermeister rede 
Straathof nur nach dem 
Mund. Straathof solle 
jetzt selbst antworten: 
Ob er in den Niederlan-
den in seiner zweistöcki-
gen Anlage  5 .000 
Schweine mehr als ge-
nehmigt gehalten, gegen 
Bau-, Umwelt- und Tier-
schutzrecht verstoßen habe, ob es des-
halb eine Razzia der Polizei und eine 
Verurteilung gab? Straathof nickt die 
Rechtsbrüche bis auf den Tierschutz 
ungerührt ab.  Ob er nicht im meck-
lenburgischen Medow auch wegen 
Überbelegung der Ställe bestraft wor-
den sei und wegen des Lagerns von 
Schweinekadavern in der prallen 
Sonne? Keine Antwort. Wo er denn 
noch weitere Anlagen besitze? Keine 
Antwort. Ob er nicht Verantwortung 
spüre? Straathof: „So ein Blödsinn!“ 
Ob er als Christ nicht überlege, dass er 
sich wie alle Menschen mal vor Gott 
verantworten müsse? Straathof: „Ich 
wünsche Ihnen, Sie stehen früher vor 
Gott als ich.“ 
Anwohner berichten, dass 
stündlich 20 bis 23 LKWs, 
mehr als genehmigt, zur An-
lage fahren und das nicht 
nur in der zulässigen Zeit-
spanne von 6 bis 18 Uhr, 
sondern von 4.30 bis 23 
Uhr. Straathof: „Sie müssen 
viel Zeit haben zum Zählen, 
super!“  Ob es denn für die 
zusätzlichen Gülle-Mengen 
genügend Flächen und genügend Zeit 
für eine ordnungsgemäße Ausbringung 
gebe? Der Bürgermeister greift ein: Das 
müsse Herr Straathof vor der Antrag-
stellung doch noch gar nicht nachwei-
sen, im übrigen sei für die Ausbringung 
nicht Herr Straathof, sondern der ab-
nehmende Landwirt verantwortlich. 
Außerdem stinke Biogas-Gülle viel we-
niger als normale Gülle. Die Frage auf-
gebrachter Bürger, ob er von Straathof 
Geld bekomme oder bei ihm angestellt 
sei, verneint Bürgermeister Gabriel.  

Die Anwesenden fordern den Bürger-
meister auf, einen Flächennutzungsplan 
für die Gemeinde zu erstellen mit ande-
ren Nutzungsvorgaben als der ge-
planten Erweiterung der Anlage und 
mit einer Veränderungs-Sperrfrist. Der 
Bürgermeister verweist auf die nächste 
Gemeinderatssitzung.
Drei Wochen später in der Gemeinde-
ratssitzung, vor vielen Einwohnern: 
Ratsmitglied Carsten Niemann und 
seine Fraktion sind empört, dass Bürger-
meister Gabriel in die Einladung keinen 

Tagesordnungspunkt „Be-
schluss über Flächennut-
zungsplan“ gesetzt hat – 
ohne diese Ankündigung 
kann deshalb heute keine 
Entscheidung fallen. Ein 
bestellter Vertreter der 
übergeordneten Verwal-
tungsgemeinschaft berich-
tet vor allem über mög-

liche Hindernisse bei der Aufstellung 
eines Flächennutzungsplans. Die Ge-
meinde hat angeblich kaum Chancen 
bei der Verhinderung der Straathof-Er-
weiterung.  Die Zuhörer machen ihrem 
Unmut Luft.  Die Ratsmitglieder, die 
seinerzeit der ersten Straathof-Erweite-
rung zustimmten oder sich enthielten, 
sollen sich rechtfertigen. Was denn der 
Ort Binde außer Gestank, LKWs und 
Gülle von der Anlage habe? Bürgermeis-
ter Gabriel spricht wiederum von Ar-
beitskräften (keiner aus Binde) und 
Steuereinnahmen. Die Gemeinde erhalte 
einwohnergebundene Zuwendungen für 
30 Personen, die als Mieter im früheren 
Sozialtrakt der Straathof-Anlage woh-

nen. Müsste die 350-Meter-
Mindest-Grenze zu Wohnbe-
bauung nicht auch für diese 
Wohnungen gelten?  In Kürze 
wollen die Behörden ent-
scheiden, wie der Umwelt-
Untersuchungsrahmen aus-
sehen soll. Der Bürgermeister 
hat angeblich ein Schreiben 
des Landesverwaltungsamtes 
mit der Aufforderung zur 
Stellungnahme nicht erhal-

ten. Dieser Formfehler würde das ganze 
Verfahren nichtig machen. Der Gemein-
derat beschließt, gemeinsam zu Ge-
sprächen mit Landkreis und Landesver-
waltungsamt zu fahren und einen Fach-
anwalt zur nächsten Ratssitzung einzu-
laden. Bürgermeister Gabriel verspricht, 
in seinem Schreiben die Erweiterung der 
Straathof-Anlage abzulehnen. Bei der 
nächsten Ratssitzung soll über den Flä-
chennutzungsplan und über einen  Miss-
trauensantrag gegen Gabriel abgestimmt 
werden. Eckehard Niemann

Binde gegen Straathofs Riesen-Sauerei
Agrarindustrieller Konzern will 55.000 Schweineplätze

M M
Der Gestank von 

55.000 Schweinen 
versaut die 

Lebensqualität

M M

M M
„Ich wünsche 

Ihnen, Sie 
stehen früher 
vor Gott als 

ich.“

M M
Der Schweinebaron: Adriaan Straathoff Foto: Niemann

Agrarfabriken – überall gegen den Wi-
derstand von Bürgerinitiativen – weiter 
auf mehr als 250.000 Tierplätze aus-
bauen will, in Binde von 30.000 auf 
55.000 Plätze. Kein Wunder, dass der 
Saal voll ist im Landhotel „Monika“ 
bei einer Informationsveranstaltung 
von Bürgermeister Gabriel. Im Vorfeld 
berichtete die Presse, dass der Sohn des 
Bürgermeisters als Lohnunternehmer 
für Straathof arbeitet und über die 
Zweifel, ob die Genehmigung des ers-
ten Ausbaus der viel kleineren Altan-
lage vor einigen Jahren im Gemeinderat 

in einem Radius von fünf Kilometern. 
Der Bürgermeister lenkt ein: Das könne 
man bei einem Besprechungstermin des 
Landesverwaltungsamtes alles noch er-
weitern. Woher denn der Vorschlag 
zum Untersuchungsrahmen stamme? 
Aus einem Gutachten. Wer das denn in 
Auftrag gegeben habe? Herr Straathof. 
Unruhe im Saal. Jetzt greift Straathof 
selber ein: Man solle doch auf die deut-
schen Behörden vertrauen. Die einge-
baute Abluftreinigung beseitige die 
Immissionen zu 85 Prozent. „Es stinkt 
aber immer noch“ – Die Einwohner 



... aus Westfalen

Beschlagnahmt

Es war einer dieser Winter, die es noch wert waren, Winter ge-
nannt zu werden. Es gab Schnee, sogar fast noch rechtzeitig zu 

Weihnachten. Die Kinder bauten Schnee-Bauern, Schnee-Schafe 
und Schnee-Schweine. Als es mit der weißen Pracht ein Ende hatte, 
kam wochenlanger Frost. „Damals“ schimpften wir über eingefro-
rene Wasserleitungen  und Tränkebecken, heute nur noch über den 
Matsch, in dem alles versinkt. Schon vor Jahren vermehrte sich 
unsere Mutterkuhherde schneller, als wir mit dem Stallbau nach-
kommen konnten und ein Teil der Tiere mußte den Winter auf den 
Wiesen verweilen. „Ach, kein Problem“ meinte unser Nachbar, 
„wir haben unsere Färsen auch immer draußen gelassen, das ist 
ihnen prächtig bekommen !“ Ich weiß nicht, ob es daran gelegen 
hat, dass dieser Nachbar seit 15 Jahren keine Kühe mehr hält und 
seine Erinnerungen an die Zeit schon ein wenig getrübt sind. Viel-
leicht aber auch sind unsere Angus-Rinder doch nicht so robust 
und widerstandsfähig, wie die guten alten Schwarzbunten … Wie 
dem auch sei, eines Morgens lag eine große schwarze Kuh tot im 
tiefen weißen Schnee.
Im Frontlader brachten wir sie auf den Hof, sehr zum Staunen der 

Kinder. Teils traurig, teils neugierig 
überhäuften sie mich mit Fragen 
„Mamma, was hat die Kuh? Mamma, 
wohin kommt sie jetzt ? Mamma, kann 
man die noch essen ?“ Seit die Kinder 
mitbekommen haben, dass wir regelmä-
ßig Schweine und auch Rinder zum 
Schlachter bringen, endet bei uns im 

Wohnzimmer jedes „Schleichtier“ früher oder später eben dort. 
Muss ein tolles Spiel sein! Pädagogisch sinnvoll, wie ich hoffte, 
erklärte ich in knappen Worten, dass man dieses Tier nun nicht 
mehr essen könne, es würde jetzt Seife daraus gemacht werden!
Beim Abladen fanden wir an dem sonst gesund wirkenden Rind 
eine kleine kreisrunde Wunde mitten an der Bauchseite, die uns 
sofort zu wilden Vermutungen veranlaßte. Warum sollte eine kräf-
tige Kuh plötzlich tot umfallen, wenn da nicht einer nachgeholfen 
hat??? Wir befragten den Jäger und der rückte sogleich mit aben-
teuerlichen Geschichten über Wilderei und Schießübungen im an-
grenzenden Wald heraus. Jugendliche Banden, keiner weiß ge-
naueres... Schnell sprach sich herum, was sich bei uns auf dem Hof 
ereignet hat, bis die gleich nebenan wohnende Amtstierärtztin an-
rückte und den Kadaver unter die Lupe nahm. „Das muß ich mir 
im Labor genauer anschauen“ sprach sie, füllte diverse Zettel aus 
und heftete zwei große gelbe mit dem Aufdruck „BESCHLAG-
NAHMT“ an die nicht mehr ganz so groß wirkenden Ohren des 
schwarzen Tierkörpers. Es machte schon einen sehr merkwürdigen 
Eindruck. Der Abdecker fuhr am nächsten Tag wohl eine Extra-
Tour. Voller Spannung warteten wir alle auf das Ergebnis. Schliess-
lich konnte doch Entwarnung gegeben werden: keine Schiessübung, 
kein Wildereiversuch, wohl doch nur ein simples Nierenversagen. 
Auch wenn ein anderes Ergebnis sicherlich für wesentlich mehr 
Geschichten im Dorf gesorgt hätte, waren wir über diesen Ausgang 
letztlich doch froh.
Unsere Kinder hat dieses Ereignis noch lange beschäftigt. Einige 
Tage später fragten sie ihren Vater erwartungsvoll, der von einer 
Tour zum Schlachter zurückkehrte: „Papa, hast du uns die Seife 
mitgebracht??“ 
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… aus Schleswig-Holstein

seine Käfig-Farmen und führte sie ungeniert 
weiter. Laut Aussagen von Branchen-Insi-
dern befindet sich dieser undurchsichtig ver-
schachtelte Großkonzern hauptsächlich im 
Eigentum des Stallanlagen-Herstellers 
Meerpohl/„Big Dutchman“ und des wegen 
verschiedener Skandale bekannten Agrarin-
dustriellen Paul Schockemöhle. Als in 
Deutschland das Verbot der Käfighaltung 
nahte, klagte auch die „Deutsche Früh-
stücksei“ (vergeblich) auf deren Weiterfüh-
rung – genau der Haltung, von der Herr 
Stuke jetzt sagt, dass darin „die Hühner auf 
der Größe eines DIN-A4-Blattes vegetieren“. 
Aber auch Herrn Stukes neue schönfärbe-
rische „Kleingruppenhaltung“ bleibt – trotz 
gewisser Scharr- Sitz- und Nesteinrichtungen 
– eine Käfighaltung, die wesentliche Bedürf-
nisse der Tiere unterbindet. Der Platz pro 
Henne wird nur von 550 auf 800 Quadrat-
zentimeter erweitert – das nennt Herr Stuke 
genug Platz zum „frei bewegen“. 
Kürzlich geriet die „Deutsche Frühstücksei“ 
erneut in die Schlagzeilen, weil in deren 

und Agrarvermarktung. Vor Ort hat sich 
schnell eine Bürgerinitiative gebildet, die 
den Protest auf mehreren Großveranstal-
tungen deutlich machte, u.a. unter Beteili-
gung der Kirche, des Deutschen Tierschutz-
bunds und der AbL. Es sind bereits mehr 
als 11.000 Euro für Rechtsbeistand und 
Gutachten gesammelt worden. Der Ge-
meinderat hat sich bisher gegen die Anlage 
ausgesprochen. Bei einem Gespräch mit 
„Frühstücksei“-Geschäftsführer Stuke 
konnte dieser nicht alle Fragen zufrieden-
stellend beantworten („100 Prozent Zu-
stimmung gibt es nie“). Der Landkreis hat 
vom Investor Nachbesserungen bei Brand-
schutz, Feinstaub, Lärm und Geruch ver-
langt. Bei einer Podiumsdiskussion reagierte 
Stuke auf Argumente der Zuhörer unge-
rührt, man werde die derzeit bestehende 
Rechtslage nutzen. Währenddessen be-
zeugte Niedersachsens Agrarminister Ehlen 
in einem Interview der Egga-Landei seine 
„Bewunderung“ wegen deren „Investition 
am Standort Deutschland“… en

In Dalldorf (Kreis Gifhorn) soll eine der 
größten Legehennen-Farmen Deutsch-

lands gebaut werden, unter Ausnutzung 
des besonderen Baurechts auf einer (viel 
kleineren) Altanlage. 390.000 Legehennen 
will die sogenannte „Egga Landei“ dort 
einstallen, wenige hundert Meter vom 
Ortsrand. 
Der „Egga“-Geschäftsführer Gert Stuke hat 
den besorgten Bürgern von Dalldorf und 
Umgebung „umfassende Information“ ver-
sprochen und dies schon bei seinen ersten 
Aktivitäten nicht eingehalten. Denn er ver-
schwieg, dass die „Egga Landei“ zum Fir-
mengeflecht der „Deutschen Frühstücksei/
Eifrisch/Spreenhagener Legebetriebe“ ge-
hört. Vermutlich, weil deren Ruf nicht der 
allerbeste ist: Nachdem der wegen zahl-
reicher Skandale berüchtigte Käfig-Hühner-
halter Anton Pohlmann in den 90er Jahren 
seine Legehennen mit verbotenen Insektizi-
den besprühte und deshalb Berufsverbot 
bekam, erwarb die „Deutsche Frühstücksei“ 

Dalldorf im Widerstand
Ein Dorf im Kampf gegen eine Agrarfabrik

Farmen mit unerlaubten Mitteln desinfiziert 
wurde. Mehrere Farmen wurden staatli-
cherseits geschlossen, die „Frühstücksei“ 
schob die Schuld auf Subunternehmer, 
zahlte aber dennoch eine Strafe von 100.000 
Euro... Herr Stuke spricht von „möglicher-
weise“ 25 Arbeitsplätzen, vermutlich Nied-
rigstlohn-Stellen. Gleichzeitig vernichtet 
solch eine Agrarfabrik das Mehrfache an 
bäuerlichen Arbeitsplätzen in der Hühner-
haltung. Auch die Umwelt leidet, denn ge-
füttert wird nicht mit Getreide aus der Re-
gion, sondern mit Importfuttermitteln (Ge-
treide-Ersatz-Futtermitteln) aus Übersee, 
oft angebaut auf gerodetem Regenwald, 
angefahren durch stetigen LKW-Verkehr. 
Vor Ort bleibt nach dem Export der Eier 
aus der Region nur der Gestank (der Hüh-
nerkot der Anlage soll im fernen Thüringen 
entsorgt werden). Die hohe Tierkonzentra-
tion schafft wegen der Vogelgrippe zusätz-
liche Risiken für andere Tierhalter und be-
einträchtigt andere Branchen in Tourismus 

„Modernste Haltungsbedingungen“ Foto: Niemann



Heute leben fünf Familien auf dem im 
alten Elbtal nördlich von Hamburg 

liegenden Hof Dannwisch, dessen Wurzeln 
800 Jahre zurück reichen in die Zeit des 
dort ansässigen Vorwerks eines Zisterzien-
ser-Klosters. Nach einer 400jährigen Ge-
schichte im Familienbesitz hat der inzwi-
schen 160 Hektar große Hof nun einen 
neuen Besitzer: den Verein Hof Dannwisch 
e.V.. Angefangen hat alles damit, dass Die-
ter und Margret Scharmer bereits 1957 
den Hof auf bio-dynamische Wirtschafts-

bleibt? Eine mögliche Antwort war: Die 
Landwirtschaft wird sich öffnen müssen 
hin zu neuen Menschen, aber auch stärker 
als bisher hin zur Gesellschaft. Fast zehn 
Jahre dauerte es, bis die Familie 1987 den 
damals 100 Hektar großen Hof Dann-
wisch schließlich in das Eigentum eines 
von ihr gegründeten gemeinnützigen Ei-
gentümervereins überführte und es dem 
Sohn damit ermöglichte, künftig den Be-
trieb gemeinsam mit mehreren Personen 
zu bewirtschaften. 

ter umfassenden GbR. Mit jeder neuen 
Familie wurden Betriebszweige verbreitert, 
vertieft und professionalisiert: der Acker-
bau, die 40 Tiere umfassende Milchvieh-
herde und die Grünlandwirtschaft, die 
beiden Angler-Sattelsauen mit ihrer Nach-
zucht, d.h. rund 40 Mastschweinen und 
die Fleischverarbeitung, Hühnerhaltung, 
Feld- und Feingemüse-, auch Unterglasan-
bau, die Hofkäserei mit ihrem naturge-
reiften und handwerklich erzeugten Roh-
milchkäse, der große Hofladen und der 
Abo-Kisten-Versand, der rechtlich eigen-
ständig geführte Waldorf-Kindergarten 
und die sozial-therapeutische Betreuung 
von Behinderten.
Die alten Ideale der frühen 80er Jahre eines 
gemeinsamen Lebens und Arbeitens sind 
dabei Stück für Stück einem realistischeren 
Modell gewichen. Die Familien, welche für 
jeweils einen Bereich verantworlich sind, 
leben jede für sich auf dem Hof in eigenen 
Wohnungen. Die Hauswirtschaft jedoch, 
aus der die vielen Bereiche ertwachsen sind, 
ist inzwischen ebenfalls professionalisiert 
worden: Ein angestellter Koch sorgt für 
Einkauf, Vorratshaltung und nun wird das 
Mittagessen wieder gemeinsam eingenom-
men. Nur wer will, versteht sich.  Heute 
scheint der Hof selbst zu einem „kleinen 
Dorf“ geworden zu sein: Rund 50 Men-
schen erhalten hier Lohn und Brot und täg-
lich kommen viele Menschen von außerhalb 
auf den Hof gefahren, sei es um die Kinder 
zum Kindergarten zu bringen oder abzuho-
len, sei es zum Einkaufen im Hofladen. Wer 
nicht kommen kann, der erhält die Früchte 
des Hofes via Abo-Kiste. 

Entwicklungen sind nie abgeschlossen
Neue Zukunftsfragen beschäftigen heute 
die Betriebsgemeinschaft: Wie kann die 
gemeinsame Verantwortung für den Hof 
weiterentwickelt werden? Wird der Hof 
die Altersversorgung von acht Gesellschaf-
tern sichern? Wie wird sich die Region 
entwickeln?  Wird es Wachstum und Zu-
sammenarbeit mit anderen Höfen geben?  
Erneut stellen sich die gleichen Fragen: 
Wie wird es in 30 Jahren um die Landwirt-
schaft bestellt sein? Welche Fragen müssen 
heute gelöst, welche Antworten auspro-
biert werden, damit Landwirtschaft und 
die mit ihr verbundenen sozialen Aufgaben 
erhalten bleiben? 
Oder auch: Wer spinnt heute an den Lö-
sungen für morgen?

Andrea Fink-Kessler

Neue Wege brauchen Zeit
Käse selbstmachen? Direktvermarkten? Vor einem Vierteljahrhundert wurden solche Ansätze bäuer-
licher Versuche, die Wertschöpfung auf den Betrieben und in der Region zu erhöhen, noch als „spin-
nert“ abgetan. Heute sind sie ein Bestandteil ländlicher Entwicklungsförderung. Zeit und Geduld 
braucht es, um Neues zu denken und mögliche Antworten auf künftige Probleme ausprobieren zu 
können. Vor fünfzig Jahren hatte sich die Familie Scharmer mit ihrem Hof Dannwisch auf einen sol-
chen neuen Weg begeben. Wer geht diesen Weg heute? Ein Bericht.

Hof Dannwisch aus der Luft Foto : Fink-Kessler

weise umstellten. Früh haben sie erkannt, 
dass die Landwirtschaft einen mehr oder 
weniger industriell ausgerichteten Weg 
einschlagen würde. Sie suchten daher nach 
einer Wirtschaftsweise, die an die alten 
Prinzipien einer nachhaltigen Landwirt-
schaft anknüpft, um weiterhin eine in ih-
rem Sinne gute und zukunftsweisende Ge-
samtentwicklung des Hofes zu ermögli-
chen. Die Umstellung auf bio-dynamische 
Wirtschaftsweise bot sich an. Sie ent-
wickelten den Hof so vielseitig wie mög-
lich und bauten ab 1966 aus der Haus-
wirtschaft heraus eine eigene Milchverar-
beitung aus. Alle Produkte wurden vor-
zugsweise direkt vermarktet. 

Die Isolation aufbrechen
Damit jedoch begann für die Familie eine 
lange Zeit relativer Einsamkeit, da im en-
geren dörflichen und familiären Umfeld 
keiner ihren Ideen folgen wollte und 
konnte. Als Ende der 70er Jahre der Gene-
rationswechsel anstand, kamen erneut die 
Fragen auf: Wie wird es in 30 Jahren um 
die Landwirtschaft bestellt sein? Welche 
Fragen müssen gelöst werden, damit Land-
wirtschaft in unserem Sinne erhalten 

Ein Haus für viele
Dazwischen ist jedoch noch viel passiert. 
Zweimal brannte der Hof, 1978 und 1983. 
Das Jahrhunderte alte Hauptgebäude mit 
Scheune und Inventar brannte ab, die 
lange Geschichte des Hofes ging quasi in 
den Flammen auf. Mit dem Bau eines 
neuen und großen Wohnhauses versuchte 
die Familie Scharmer für ihre Idee eines 
mit mehreren Familien betriebenen Hofes 
zumindest die baulichen Voraussetzungen 
zu geben. Risikobereit und mit dem Mut, 
neue unkonventionelle Wege der Land-
wirtschaftsentwicklung zu unterstützen 
(noch gab es keine weitere Familie!!), gab 
die GLS-Bank dazu einen Kredit für ein 
großes neues Wohnhaus mit Gemein-
schaftsraum. 1983/84 gründeten Vater 
und Sohn schließlich eine GbR. Fünf Jahre 
später war es so weit: Die erste „familien-
fremde“ neue Familie kam auf den Hof 
und begann die Gärtnerei auszubauen. 
Nun arbeiteten bereits rund 25 Menschen 
auf dem Hof. 1993/94 kamen zwei weitere 
Familien hinzu, und das Ehepaar Scharmer 
zog sich aufs Altenteil zurück. 1999 kam 
der Käser zum Betrieb und seit 2004 ist er 
Mitglied der inzwischen acht Gesellschaf-

M
10 Jahre … 

Wie wohl würden wir 
rückwirkend das State-

ment eines Atomenergie-
Managers aus dem Jahre 
1965 (10 Jahre nach Bau 

der ersten AKWs) bewer-
ten, wenn dieser vor Har-

risburg und Tschernobyl 
– etwas Ähnliches zu die-

ser Risikotechnologie 
geäußert hätte wie 

heute der Bayer-Mana-
ger Werner Wenning zur 

Risikotechnologie Gen-
technik: „Genverändertes 

Saatgut ist seit mehr als 
10 Jahren im Markt, 

unzählige Studien bestä-
tigen die Unbedenklich-

keit. Es gibt keinen 
Grund, immer wieder 

angebliche Gefahren an 
die Wand zu malen …“ 
(FAZ am Sonntag) en

M
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Auf der Erde wird genug Nahrung pro-
duziert, um die Weltbevölkerung zu 

ernähren. Warum der Hunger zunimmt 
und welche Rolle internationale Konzerne 
spielen, darauf gibt das Buch Antwort und 
ist Anklage zugleich. Dabei greift Ziegler, 
UNO-Sonderberichterstatter für das Recht 
auf Nahrung, weit zurück: „Mit der Fran-
zösischen Revolution hat der lange Marsch 
in Richtung politische Demokratie begon-
nen... Und jetzt? Wir erleiden die entsetz-
lichste Offensive... Die Herren des wirt-
schaftlichen Krieges plündern den Pla-
neten. Sie... untergraben die Demokratie, 
sie verheeren die Natur und vernichten die 
Menschen und deren Freiheiten.“ Ziegler 
belässt es als emeritierter Professor für So-
ziologie bei der Analyse: „Mein Buch stellt 
eine Diagnose. Die Zerstörung der kanni-
balischen Weltordnung ist die Sache der 
Völker. Der Krieg für die planetarische 
soziale Gerechtigkeit muss erst noch ge-
führt werden.“ Mit Ziegler begegnen wir 
Global Playern des Kapitalismus und des 
amerikanischen Imperialismus, aber auch 
Hoffnungsträgern wie dem brasilianischen 
Präsidenten Lula. Wir reisen mit ihm in die 
Mongolei, Äthiopien, Brasilien... erfahren 
viel über Konzerne wie Nestlé (Die Krake 
von Vevey), Monsanto... Zieglers Urteil 
über die Gentechnik ist vernichtend: „Die 
Entdeckung und die Verbreitung gentech-
nisch veränderter Organismen ist die Ver-
wirklichung eines alten Traums der Kapi-

Das Imperium der Schande
Der Kampf gegen Armut und Unterdrückung

talisten. Des Traums, die unlautere Kon-
kurrenz des Lebendigen zu eliminieren. 
Die Natur, das Leben produziert und re-
produziert kostenlos Pflanzen, Menschen, 
Nahrung, Luft, Wasser und Licht. Für den 
Kapitalisten ist dies ein unerträglicher 
Sachverhalt. Für ihn kann es keine öffent-
lichen Güter im strengen Sinn des Wortes 
geben. Die Kostenlosigkeit ist ihm ein 
Gräuel.“ Zieglers ausführlicher Rückgriff 
auf die Französische Revolution mag ab-
schrecken. Deshalb die ersten Kapitel 
überfliegen. Das Buch ist unbedingt lesens-
wert! we

Jean Ziegler: Das Imperium der Schande 
Pantheon, Januar 2007, Paperback, 320 
Seiten, ISBN: 978-3-570-55019-9, 
12,95 €

Bestellcoupon
Ich bestelle:

Das Jahrbuch Der kritische Agrarbericht
bitte ankreuzen
Ausgabe ❑ 2008 ❑ 2007 ❑ 2006 ❑ 2005 ❑ 2004 ❑ 2003 ❑ 2001
 19,80 E 10,- E 10,- E	 10,- E 10,- E 10,- E 5,- E

.... Expl. Schubkarrenrennen, Stückpreis 11,00 E	NEU!!! E

.... Expl. Bewegte Zeiten, Stückpreis 13,90 E E

.... Expl. Der Wollmützenmann, Stückpreis 11,90 E E

.... Expl. Matthias Stührwoldt live, CD, Stückpreis 13,90 E E

.... Expl. Verliebt Trecker fahren, Stückpreis 9,90 E E

.... Kuhpostkarten Teufelsmoor, 10 Postkarten 10,00 E E

weitere Bücherwünsche:

zuzgl. Versandkosten 2,75 E

❑ Ich zahle nach Erhalt der Rechnung
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Bestellung an: ABL-Bauernblatt Verlag-GmbH, Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, Fax: 02381/492221

E-Mails aus Afrika
Der Vater der elfjährigen Lilli ist als Insektenforscher in Afrika 
unterwegs. Dort ist er auf der Suche nach einem Wirkstoff gegen 
die Flussblindheit, einer Krankheit, die durch eine kleine Fliege 
übertragen wird. Durch seine E-Mails nimmt er Lilli mit auf seine 
spannende Reise zu dem Leben der Menschen am Fluss und ihren 
Sorgen. Lilli schreibt auch E-Mails und erzählt ihrem Vater von der 
neuen Schule, ihrem besten Freund Hanno, der es als Dunkelhäu-
tiger in der Klasse nicht immer einfach hat, und von der eigensin-
nigen Oma, bei der sie lebt, solange ihr Vater in Afrika ist. Gemein-
sam mit Hanno startet sie eine tolle Aktion, mit der sie einer armen 
Familie in Afrika helfen möchte. Ein spannendes und interessantes 
Buch für junge Leser und Leserinnen. mh

E-Mails aus Afrika; Sigrid Heuck, 143 Seiten, Thienemann-Verlag; 
ISBN 978-3-522-17950-8, 9,90 Euro 

Der Kolkrabe
Der „schwarze Geselle“ kehrt zurück
Nach seinem fast gänzlichen Verschwinden Mitte der 90er Jahre hat 
der Kolkrabe seinen Platz in Deutschland wieder gefunden. Der 
Autor Dieter Glandt beschreibt detailliert und ausführlich die Merk-
male des Kolkraben von der Form seines Schnabels bis zu seinen 
unterschiedlichen Lautäußerungen. Der Leser wird informiert über 
Freß- und  Brutverhalten, Fortpflanzung und Lebensraum, das Sozi-
alverhalten und künstliche Wiederansiedlung. Er erfährt außerdem 
alles über Nestumfang, Populationsgenetik, Horstplatzwechsel und 
sonstige Details, die mancher Laie der Vogelkunde dann doch 
gerne überliest. Wer schon immer ein Experte des Kolkraben sein 
wollte, sollte sich dieses Buch zulegen. Aber auch für den „ein-
fachen“ Beobachter lassen sich interessante Fakten herauspicken. 
mh

Der Kolkrabe – Der „schwarze Geselle“ kehrt zurück; Dieter Glandt, 
132 Seiten, 19 Farbfotos, AULA-Verlag; ISBN 978-3-89104-719-4; 
19,95 E



(Klein) Anzeigen Veranstaltungen

Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen 10,- , jede weitere angefan-
gene Zeile 1,50  (gewerbliche 20,-  zzgl. MwSt., jede weitere Zeile 3,- ); 
Chiffregebühr 2,50 . Anzeigen bis einschließlich 12,50  nur gegen 
 Vorauszahlung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von 2,75  
für die Rechnungsstellung erhoben. Für gestaltete Anzeigen gilt unsere 
Anzeigenpreisliste. Anzeigenbestellungen und Chiffrezuschriften bitte an: 
„Unabhängige Bauernstimme“, Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm,  
Fax: 02381-492221, E-Mail: anzeigen@bauernstimme.de, 
Anzeigenschluss für Bauernstimme Juli/August 2008 ist am 17. Juni 2008.

Feld und Wald
 Verbesserung der Pflanzenbestän-
de auf Grünland und Acker und somit 
Erhöhung der Grundfutter-Milchleis-
tung und Tiergesundheit. Güllebe-
handlung mit AGRI-NATURAL-TEC 
(ANT), das natürliche Energetikum für 
Ihre Flächen.
Groß- und Einzelhandel Franz Henkel, 
 08247-6477,
franz.henkel@tec2future.de
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Tiermarkt
 KATZEN WÜRDEN MÄUSE KAU-
FEN. Hunde- und Katzennahrung aus 
artgerechten Zutaten, ohne Ge-
schmacksverstärker und chemische Zu-
sätze, erhalten Sie bei Erika Sievers und 
Wilfried Durchholz,  04166-1422, 
deutscher Hersteller, Lieferservice.

 Verkaufe laufend beste Arbeits-
pferde in jeder Preisklasse.
Burkhard Schirmeister, Sipplingen,  
 07551-63609

Schutz der Ackerwildkräuter
12. und 13. Juni 2008,
Schlangenbad/Wiesbaden
Anmeldung unter www.schutzaecker.
de/?tagung_schlangenbad,  05542-
981655, Fax -981670

M
Rauer Wind in der Arbeitswelt
13. bis 15. Juni 2008,
Bad Herrenalb
Das Klima in der Arbeitswelt ist 
rauer geworden. Kollegialität und 
manchmal auch die Gesundheit 
bleiben auf der Strecke. Gibt es 
Auswege aus diesem Dilemma? 
Evangelische Akademie Baden,  0721 
9175-361, Fax: -25-361, www.ev-akade-
mie-baden.de

M
David gegen Gen-Goliath
z. B. 17. Juni 2008, Glandorf
Vortrag von Percy Schmeiser, ka-
nadischer Farmer und Träger des 
Alternativen Nobelpreises 2007, 
der sich auch gerichtlich gegen 
die Firmenpolitik des Agrokon-
zerns Monsanto wehrt und das 
Recht der Landwirte auf gentech-
nikfreies Saatgut, auf eine selbst-
bestimmte Landwirtschaft und 
auf gesunde Lebensmittel vertei-
digt. Anschließend Podiumsdis-
kussion mit: Martin Bäumer, MdL, 
CDU; Arendt Meyer zu Wehdel, 
Vorsitzender des Hauptverbandes 
des Osnabrücker Landvolkes; 
Gerd Kattenstroth, Landwirt, 
Landesvorstand der AbL e.V.
Dienstag um 20 Uhr in der Gaststätte 
Plocksaugust an der B 51 zwischen 
Münster und Osnabrück. Infos unter 
www.percy-in-glandorf.de 
Weitere Termine unter www.percy-
schmeiser-on-tour.org (Termine Juni 
2008: 18. 36329 Romrod 20 Uhr Bürger-
haus, 19. 87463 Dietmannsried 20 Uhr 
Festhalle, 20. 83355 Grabenstätt 20 Uhr 
Festzelt, 21. 94348 Straubing um 11Uhr 
auf dem Marktplatz, 21. Fürth 16 Uhr 
Grüne Halle, 21. 97337 Dettelbach  
20:15 Uhr Maintalhalle, 22. Lauda 11 
Uhr Großer Rathaussaal)

M
Agrarwende global: Nie war 
sie dringender als heute!
18. Juni 2008, Berlin
Diskutiert wird der Bericht des Welt-
agrarrats IAASTD, der die Abkehr 
von der Landwirtschafts-, Entwick-
lungs- und Forschungspolitik der 
letzten 50 Jahre dokumentiert, die 
problemlösungsorientierte Betrach-
tungsweise zur Armutsbekämp-
fung und Wiederbelebung länd-
licher Räume in den Vordergrund 
rückt und die Sicht auf die welt-
weite Agrarentwicklung erstmals 
am Paradigma „sustainable deve-
lopment“ orientiert. Mit: Hans 
Herren, 2. Vorsitzender des IAASTD 
und Präsident des Millennium Insti-
tuts der UN; Angelika Hilbeck, ETH 
Zürich, als einzige deutsche Unter-
zeichnerin des IAASTD; Rajeswari 
Raina, Professorin an der Uni  Ke-
rala/Indien, als indische Unterzeich-
nerin des IAASTD; Benedikt Härlin, 
Zukunftsstiftung Landwirtschaft, 
als Vertreter der Zivilgesellschaft im 
IAASTD. 
Anmeldung: Evangelischer Entwick-
lungsdienst e.V. (EED), Sabine Hupp, 
 030 20355-225, Fax: -250, sabine.
hupp@gkke.org

Gewässerbelastungen
19. bis 20. Juni 2008,
Schneverdingen
Erfahrungen und Instrumente 
zur Reduzierung von Nitratein-
trägen aus den USA, Neuseeland, 
Irland, Dänemark, Frankreich und 
den Niederlanden.
Alfred Toepfer Akademie für Natur-
schutz,  05198 9890-70, Fax: -95, 
www.nna.de

25 Jahre Biohof Ostendorff
22. Juni 2008, Bergkamen
Kultur vorm Kuhstall mit Lesung 
von Matthias Stührwoldt, Musik 
von Thomas Zimmermann, Kin-
derkino: „Hände weg von Missis-
sippi" von Detlev Buck, Kreatives 
wie Schmuck, Floristik, Natürliche 
Badeöle, Kunstschmiedehand-
werk und Kulinarisches
Hoffest am Sonntag von 11 bis 18 Uhr bei 
Ulrike u. Friedrich Ostendorff, Hanenstr. 5, 
59192 Bergkamen,  02307-62281

M
Klimawandel und Bodenschutz
28. Juni 2008, 56588 Stopperich
Seminar mit Feldbegehung zu den 
Fragen: Wie viel Wasser kann mein 
Boden bei Starkregen speichern? 
Wie viel Trockenheit fängt mein 
Boden auf? Wie können wir dem 
Klimawandel begegnen? Wie muss 
Boden bewirtschaftet werden, da-
mit seine ökologische Funktionsfä-
higkeit optimiert wird? Boden-
fruchtbarkeit erhalten und fördern 
mit Bodenbearbeitung, Düngung, 
Fruchtfolge.
Gemeinsame Veranstaltung von AbL und 
dem Büro für Bodenschutz & Ökologische 
Agrarkultur sowie Landwirte und Winzer 
im Nebenerwerb RLP und Saarland e.V., 
Anmeldung und Info unter: www.ge-
sunde-erde.net/preise.htm#termine oder 
per Fax: 0180506033696930

M
4. Bundestreffen „Kindergar-
ten auf dem Bauernhof“
05. bis 07. September 2008,
Altenkirchen
Gründung von Bauernhofkinder-
garten, Montessori- und Waldorf-
Pädagogik auf dem Bauernhof-
kindergarten, Praxisbeispiele zur 
Bedeutung von Nutztieren für 
Kinder, betriebswirtschaftliche 
Aspekte.
Kontakt: Hans-Heiner Heuser, Evange-
lische Landjugendakademie,  02681 
9516-23, heuser@lja.de

M
Landwirtschaft und Ernährung 
heute – lebendig vermitteln
20. bis 22. Juni 2008, Bad-Sooden 
Allendorf
2. Fortbildung für Multiplikator-
Innen. Das Lernen durch Erfahrung 
und die eigene praktische Umset-
zung stehen im Vordergrund.
Anmeldung: Naturschule Freiburg Zweig-
stelle Göttingen,  0551-5314163, www.
naturschule-freiburg.de

M
Mein Weg zum betriebseigenen 
Konzept „Lernort Bauernhof“ 
20. bis 23. Juni 2008 und 12. bis 15. 
Dezember 2008, Altenkirchen
Fortbildung in zwei Einheiten, Kontakt: 
Hans-Heiner Heuser, Evangelische Land-
jugendakademie,  02681-951623, 
Fax: 02681-70206, heuser@lja.de

Herzlichen Glückwunsch 
zum Geburtstag!
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Schleswig-Holstein
Wilster: Bernd Voß, Tel.: 0 48 23/8505, Fax: 04823/75330
Sörup: Hinrich Lorenzen, Tel.: 04635/2141, Fax: 04635/2114
Plön: Matthias Stührwoldt, Tel.: 04326/679, Fax: 04326/289147
Flensburg: Heiner Iversen, Tel.: 04631/7424, Fax: 04631/3852

Niedersachsen
Landesverband: Martin Schulz, Kosakenweg 29, 29476 Quickborn, 
Tel.: 05865/988360, Fax: 05865/988361
Heide-Weser: Karl-Heinz Rengstorf, Tel.: 04233/669, Fax: 04233/217774
Elbe-Weser: Ada Fischer, Tel.: 04723/3201, Fax: 04723/2118
Wendland-Ostheide: Horst Seide, Tel.: 05865/1247
Südnieders.: Andreas Backfisch, Tel: 05508/999989, Fax: 05508/999245

Mecklenburg Vorpommern/Brandenburg
Mecklenburg: Jörg Gerke, Tel.: 038453/20400; Franz Joachim Bienstein, 
Tel.: 03841/791273; Helmut Peters, Tel.: 038454/20215
Vorpommern: Albert Wittneben, Tel.: 039604/26859
Brandenburg: Erich Degreif, Tel.: 033204/35648; Bernd Hüsgen, 
Tel.: 033704/66161

Nordrhein-Westfalen
Landesverband: Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, 
Tel.: 02381/9053170, Fax: 02381/492221
Gütersloh: Erika Kattenstroth, Tel.: 05241/57069
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, Tel.: 05404/5264
Herford: Friedel Gieseler; Tel.: 05221/62575
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, Tel.: 02248/4761

Hessen
Ortenberg: Helmut Keller, Tel.: 06401/50754, amkloster@t-online.de; 
Ebsdorfergrund: Reiner Claar, Tel.: 06424/2719, biohof-claar@freenet.de;  
Mühltal: Martin Trieschmann, Tel.: 06151/145480,  
m.trieschmann@t-online.de;  
Breitenbach a. H.: Sabine Kamlage, Tel.: 06675/312, k.s.vetter@t-online.de;  
Knüllwald-Red.: Karl Hellwig, Tel.: 05681/938528, k.hellwig@web.de; 
Homberg-Mü: Dietmar Groß, Tel.: 05681/2607, gross2607@aol.com

Rheinland-Pfalz und Saarland
Landesverband: Ralf Wey, Maifeldstr. 15, 56332 Moselsürsch, 
Tel.: 02605/952730, Fax: 02605/952732, Ralf.Wey@abl-rlp-saar.de; 
Hans-Joachim Jansson, Tel.: 02626/8613, Fax: 02626/900218, 
www.abl-rlp-saar.de

Baden-Württemberg
Landesverband: Josef Bopp, Ulmer Straße 20, 88416 Ochsenhausen, 
Tel.: 07352/8928, Fax: 07352/941422
Nordschwarzwald: Georg Bohnet, Tel.: 07443/3990; 
Nord-Württemberg: Ulrike Hasemeier-Reimer, Tel.: 07971/8584
Bodensee: Anneliese Schmeh, Tel.: 07553/7529, Fax: 07553/828278
Allgäu: Bärbel Endraß, Tel.: 07528/7840, Fax: 07528/927590

Bayern
Landesverband: Wolfgang König, Tel.: 09921/2843, E-Mail: abl-bayern@
web.de; Edith Liersch, Tel.: 08562/870; www.abl-bayern.info
Geschäftsstelle: Andreas Remmelberger, Tel.: 08679/6474, 
Fax: 08679/9130145
Regionalgruppe Chiemgau-Inn Salzach: Andreas Remmelberger, 
Tel.: 08679/6474, Fax: 08679/9130145, Ute Gasteiger, Tel.: 08039/1635
Landshut-Vilstal: Josef Schmidt, Tel.: 08742/8039, E-Mail: abl-bayern@web.de
Franken: Gabriel Deinhardt, Tel./Fax: 09194/8480, Anton Prechtl, Tel./Fax: 
09265/7198

Sachsen/Thüringen
Landesverband: Jörg Klemm, Trassenweg 25, 09638 Lichtenberg, 
Tel.: 037323/50129, Fax: 037323/15864

Landeskontakte

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V.

Bundesgeschäftstelle:
Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, Tel.: 02381/9053171, Fax: 02381/492221, 
E-Mail: info@abl-ev.de 
Bankverbindung: KSK Wiedenbrück BLZ 47853520 Kto: 2017838
Bundesgeschäftsführer: Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiliggeiststraße 28, 
21335 Lüneburg, Tel.: 04131/407757, Fax: 04131/407758

Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze und Nachbaugebühren:
Adi Lambke, Tel.: 05864/233; Anneliese Schmeh, Tel.: 07553/7529

Interessengemeinschaft Boden: 
Mecklenburg: Franz-Joachim Bienstein, Tel./Fax: 03841/791273; Brandenburg: Bernd Hüsgen, 
Tel.: 033704/66161, Fax: 033704/66162

Netzwerk gentechnikfreie Land- und Lebensmittelwirtschaft: 
c/o Gewerkschaftshaus, Heiliggeiststraße 28, 21335 Lüneburg, 
Tel.: 04131/400720, Fax: 04131/407758, E-Mail: gentechnikfreie-regionen@abl-ev.de

Bundeskontakte

Mitgliedsantrag

Ich möchte Mitglied in der AbL werden und (Zutreffendes bitte ankreuzen)

❑ Ich zahle den regulären Mitgliedsbeitrag von 89,00 
❑ Wir bezahlen den Mitgliedsbeitrag für Ehepaare und Hofgemeinschaften von 124,00 
❑ Ich bin bereit, als Fördermitglied einen höheren Beitrag von __________ zu zahlen
❑ Als Kleinbauer, Student, Renter, Arbeitsloser zahle ich einen Mitgliedsbeitrag von 34,00  
❑ Ich beantrage als Unterstützer/in einen Mitgliedsbeitrag von 59,00 
❑ Ich abonniere die Unabhängige Bauernstimme (bitte Coupon Rückseite ausfüllen)
Der Mitgliedsbeitrag erhöht sich jährlich um einen Euro!

Name, Vorname

Straße

PLZ, Wohnort

Telefon/Fax E-Mail

Zahlungsweise des Mitgliedsbeitrags:
❑ Nach Erhalt der Rechnung
❑ Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden 
 Beitrag bei Fälligkeit zu Lasten meines Kontos einzuziehen.

Konto-Nr.:

BLZ:

Bank:
Die Mitgliedschaft verlängert sich automatisch um ein weiteres Jahr, wenn 
nicht spätestens 14 Tage vor Ablauf gekündigt wird. Ich bin damit einver-
standen, dass die Deutsche Bundespost im Falle einer Adressänderung die 
neue Adresse an die AbL weiterleitet.

Datum Unterschrift



: Kein trockener Lesestoff
 Zutreffendes bitte ankreuzen:
❑  Ich möchte die BAUERNSTIMME abonnieren (36,– E im Jahr). In begründeten Fällen kann 

auf jährlichen Antrag für Kleinbauern, -bäuerinnen, Arbeitslose, SchülerInnen und Stu-
dentInnen der Abo-Preis auf 26,– E gesenkt werden.

❑ Ich abonniere die BAUERNSTIMME zum Förderpreis von 60,– E im Jahr.

❑  Ich möchte die BAUERNSTIMME zum Jubiläumspreis von 15,–  bzw. 30,–  
für ❑ 6 oder ❑ 12 Monate verschenken.

❑  Ich abonniere die BAUERNSTIMME zum einmaligen Schnupperpreis von 6,– E für drei 
Ausgaben (nur gegen Vorkasse: Bar, Scheck, Briefmarken).

 Zustelladresse Bei Geschenkabos Adresse des Auftraggebers

 Name, Vorname Name, Vorname

 Straße Straße

 PLZ, Ort PLZ, Ort

 evtl. Telefon für Rückfragen evtl. Telefon für Rückfragen

06/2008

 Zahlungsweise des Zeitungsabos:

❑  Nach Erhalt der Rechnung

❑ Mit beiliegendem Scheck

❑  Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung.

  Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden Betrag bei Fälligkeit zu Lasten meines 
Kontos einzuziehen.

 Konto-Nr. BLZ Bank

  Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr (außer bei Geschenkabos), wenn es nicht spätestens vier Wochen 
vor Ende des Abozeitraums gekündigt wird.

  Ich bin damit einverstanden, dass die Deutsche Post AG im Falle einer Adressänderung die neue Adresse an die 
Abo-Verwaltung weiterleitet.

  Widerrufsrecht: Ich weiß, dass ich meine Bestellung innerhalb einer Woche ohne Angabe von Gründen 
 schriftlich beim ABL-Verlag widerrufen kann.

 Unterschrift der Abonnentin / des Abonnnenten Datum Beruf
 (bei Geschenkabo Unterschrift des Auftraggebers)

  Bitte senden Sie die Bestellung an: Bauernstimme, Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm
  oder Fax 02381 / 492221

Deutsche Post AG Postvertriebsstück K 12858
AbL Bauernblatt Verlags GmbH
Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm

Das Grundwasser Jordaniens wird knapp. Blü-
hende Oasen werden zu vertrockneten Stätten, 

wenn es nicht gelingt, die Wassernutzung gemeinsam 
zu organisieren.
Ziemlich weit draußen in der Wüste Jordaniens, nicht 
weit von der Grenze zu Saudi-Arabien und dem Irak, 
bahnt sich ein Desaster an. Al Azraq, ein uralter Rast-
platz für Karawanen, Nomaden und Zugvögel, droht 
zu vertrocknen. Der Tod einer Oase. 
Wenn man heute nach Azraq fährt, landet man im 
Gegenteil von 1001 Nacht. 
Dreckige Buden, Reifenfetzen, 
Schrott. Öl-Kolonnen auf dem 
Weg durch die Wüste. Wer aus 
Saudi-Arabien kommt, hat ei-
nen sehr weiten, wer aus dem 
Irak kommt, einen ziemlich ge-
fährlichen Weg hinter sich.
Aber das Problem von Azraq 
liegt eine Ebene tiefer. Die rie-
sigen Grundwasservorräte, aus 
denen einst die Quellen der 
Oase gespeist wurden, gehen 
zur Neige. 1992 ist die letzte der 
drei großen Quellen von Azraq 
versiegt. Kaum drei Jahrzehnte 
Großstadtdurst und Landwirt-
schaft haben das einst gewaltige 
Feuchtgebiet mitten in der 
Wüste trocken gepumpt. Mitt-
lerweile wird doppelt so viel 
Grundwasser verbraucht, wie 
jedes Jahr wieder neu dazu 
kommt – schätzungsweise, ge-
nau weiss das niemand. Die eine 
Hälfte geht als Trinkwasser in die Hauptstadt Amman, 
die andere Hälfte in die Landwirtschaft. Von der Oase 
selbst ist ein trauriger Tümpel geblieben, der künstlich 
feucht gehalten wird. Ein Museumstümpel.

Männerrunde
Die Wassernutzer Kooperative von Azraq raucht und 
tagt. Es sind die Bauern von Azraq, die um ihre Exis-
tenz fürchten. Auf der Kooperative ruhen die Hoff-
nungen der deutschen GTZ. Sie hat die Gründung 
maßgeblich unterstützt. Die Kooperative ist eine bäu-

erliche Interessenvertretung und deshalb hat sie sich 
die Rettung der Oase Azraq in die Statuten geschrie-
ben. Die Bauern der Kooperative wissen, dass sie ihre 
Betriebe in spätestens zehn Jahren dicht machen kön-
nen, wenn sich nicht zügig etwas tut. Plötzlich geht 
die Tür auf. Militärhosen. Zigarette. Jeder Mann mit 
Handschlag. Zack, zack, zack. Die Chefin. Sie lacht 
herzhaft mit ihrem klaren, offenen Blick. Sie heißt 
Mae und ist Bäuerin. Ihr Mann war ein berüchtigter 
Geheimdienstboss. Sie eine seiner Frauen. Jetzt ist er 

tot. Die Führung auf dem Betrieb hat sie schon lange 
zuvor übernommen. Sie hatte Freude an der Land-
wirtschaft, an den Pflanzen und am Betrieb. Sie hat 
sich die Sache damals angeschaut, hat gesehen, was 
verkehrt lief, und hat damit begonnen, die Dinge zu 
ändern. Sie hat den Arbeitern auf der Farm Regeln 
gegeben, Grenzen klar gemacht, Altes geprüft und 
Neues probiert. Hat selbst Hand angelegt. Das macht 
kein jordanischer Mann. Mae macht das schon im-
mer. Ihr erster Mann hatte eine Autowerkstatt. Als 
der starb, hat sie den Laden übernommen und ge-

schraubt, um die Familie durchzubringen. 
Schon ihr Gefährt schindet Eindruck. Jeder Bauer in 
Jordanien fährt einen Toyota-Kleinlaster mit Kamel-
schmuck an den Außenspiegeln. Mae fährt einen ur-
alten Mercedes LKW, doppelt so groß wie das To-
yota-Standardmodell. Nicht ohne Stolz erzählt sie, 
wie der Verkehr in Amman stockt, wenn sie rauchend 
durch die Stadt kurvt. In Azraq schaut sich keiner 
mehr um. Hier ist sie längst Normalität.
Die Kooperative ist mittlerweile auf bestem Wege, eine 

nationale Institution zu werden. 
Sie haben sie alle schon getrof-
fen: Den Minister, den Premier-
minister, den König. Sie hoffen 
auf Unterstützung der Regie-
rung, wissen aber auch, dass 
Trinkwasser Vorrang hat. Der 
Durst einer Millionenstadt ge-
gen die Interessen von ein paar 
hundert Bauern. Die Landwirt-
schaft hat gehörigen Anteil am 
Vertrocknen der Oase und wird 
ihren Wasserverbrauch erheb-
lich reduzieren müssen. Natür-
lich wird das Ärger geben. Wer 
darf wie viel, wer kriegt weni-
ger, wer muss weichen? Einst-
weilen hat die Kooperative den 
größten Raum angemietet, der 
in Azraq zu finden war. Als 
Versammlungsraum. Offenbar 
gibt es Gesprächsbedarf. Gut 
möglich, dass in diesem Raum 
einmal über die Zukunft der 
Oase entschieden werden wird.

Mae lebt inzwischen nicht mehr draußen auf der 
Farm, sondern im Ort. Und da hat sie einen kleinen 
Garten angelegt. Von jeder Sorte, die auf der Farm 
angebaut wird, eine Pflanze. Olivenbäumchen und 
Dattelpalmen. Sie will ihre Zöglinge um sich haben, 
auch wenn es mit der Landwirtschaft einmal nicht 
mehr weitergehen sollte. Beim Anblick ihres Gartens 
hält sie kurz inne. Dann aber springt sie wieder auf 
den alten Mercedes und gibt Gas. Sie fährt nicht ge-
rade wie eine, die schnell aufgibt.

Tobias Leiber 

Foto: Pixelio kathy 1976

Was bleibt, wenn das Wasser geht?


